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Einleitung. 


Das  Bedürfnis  des  Grundbesitzes,  Kredit  nach  Maßgabe  seiner 
wirtschaftlichen  Eigenart  aufzunehmen,  kann  auf  doppelte  Art  be- 
friedigt werden.  Diesem  Zwecke  dient  entweder  der  direkte  Ver- 
kehr zwischen  dem  kreditsuchenden  Grundbesitzer  und  dem  kredit- 
gebenden Kapitalisten  durch  die  Individualhypothek  oder  die  Ver- 
mittelung der  Bodenkreditanstalten,  die  das  Anlage  suchende  Kapital 
wie  Strahlen  in  einem  Brennpunkte  sammeln  und  dem  kreditbe- 
dürftigen Grundbesitz  zuführen.  Die  ersten  Kreditinstitute  und  bis 
in  die  zweite  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  die  einzigen  Kredit- 
vermittler dieser  Art  waren  in  Preußen  die  Landschaften,  die  auf 
der  Assoziation  der  Schuldner  beruhten.  Ihre  Tätigkeit  erstreckte 
sich  aber  nur  auf  den  landwirtschaftlichen  Großgrundbesitz.  Der 
städtische  und  kleine  ländliche  Grundbesitz  war  von  landschaftlicher 
Beleihung  von  vorneherein  ausgeschlossen.  Während  in  anderen 
deutschen  Staaten  wie  Hannover,  Kassel,  Sachsen-Altenburg  u.  a., 
öffentliche,  durch  staatliche  Subvention  unterstützte  Institute  für  den 
Grundbesitz  sorgten,  während  die  französische  Regierung  in  dem 
großen  Credit  foncier  eine  Zentralhypothekenbank  für  das  ganze 
Land  geschaffen  hatte,  entbehrte  in  Preußen  der  städtische  und 
kleine  ländliche  Grundbesitz  bis  Anfang  der  60er  Jahre  jeglicher 
Kreditorganisation.  Er  war  allein  auf  das  private  Kapital  angewiesen. 

Zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderrs  war  der  Mangel  einer  solchen 
Organisation  noch  nicht  fühlbar,  da  eine  hypothekarische  Belastung 
des  mittleren  und  kleineren  ländlichen  Grundbesitzes  seitens  der 
Bauern  nicht  möglich  war  und  in  den  Städten  dem  noch  geringen 
Bedürfnis  genügend  Privatkapital  zur  Verfügung  stand.  Im  ersten 
und  vor  allem  im  zweiten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  aber  voll- 
zog sich  auf  dem  Gebiete  des  Kreditwesens  ein  bedeutungsvoller 
Umschwung.  Die  Agrarreformen  hatten  freie  Verfügung  auch  über 
den  bäuerlichen  Besitz  geschaffen  und  damit  die  erste  Bedingung 
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zur  intensiveren  Bearbeitung  des  Bodens  gegeben.  Als  glücklicher 
Umstand  kam  ferner  nach  der  Agrarkrisis  von  lS2u  eine  bis  Mitte 
der  70er  Jahre  anhaltende  Preissteigerung  landwirtschaftlicher  Pro- 
dukte und  damit  eine  Steigerung  der  Eeinerrräge  hinzu.  Die  groben 
Fortschritte  endlich,  die  seit  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts  auf 
dem  Gebiete  der  Xaturwissenschaften  und  Technik  gemacht  worden 
sind,  schufen  die  Bedingungen  zu  einer  rationellen  Landwirtschafts- 
ptlege  und  steigerten  die  Intensität  des  landwirtschaftlichen  Be- 
triebes gewaltig  und  damit  naturgemäß  das  Kreditbedürfnis  des 
ländhchen  Grundbesitzers.  Diese  Entwickelung  ließ  eine  Organisa- 
tion des  Bodenkredits  sehr  vermissen.  Es  war  dies  um  so  mehr 
fühlbar,  als  infolge  der  durch  die  Agrarreform  geschalfenen  freien 
Veräußerlichkeit  der  ländliche  Grundbesitz  m steigendem  Maße  mit 
Hypothekenschulden  belastet  worden  war. 

Eine  gleiche  Steigerung  des  Kreditbedürfnisses  zeigte  sich  um 
die  Mitte  des  Jahrhunderts  in  den  Städten.  Die  durch  den  Auf- 
schwung von  Industrie  und  Handel  rasch  wachsende  Bevölkerung 
veranlaßte  eine  Ausdehnung  der  Städte  und  damit  eine  Steigerung 
der  Bodenwerte.  Diese  aber  bewirkte  ihrerseits  eine  Erweiterung 
der  Kreditgrenze.  So  trat  auch  in  den  Städten  der  Mangel  einer 
Bodenkreditorganisation  immer  deutlicher  hervor. 

Während  auf  der  einen  Seite  das  Bedürfnis  nach  Hypothekar- 
kredit stieg,  nahm  auf  der  anderen  der  Geldverkehr  eine  wesentlich 
andere  Kichtung  an  als  in  früheren  Jahren.  Früher  war  ein  jeder 
Kapitalist  bestrebt,  eine  gute  Hypothek  zu  erlangen,  die  ihm  volle 
Sicherheit  des  Kapitals  und  übliche  Verzinsung  gewährte.  Mehr 
konnte  nicht  erwartet  werden,  da  die  Hypothek  fast  die  einzige  Form 
war,  Kapital  sicher  anzulegen,  d.  h.  ohne  eigene  Arbeit  zu  verwerten. 
Mit  der  Entwickelung  der  Industrie  und  der  Zusammenziehung  des 
Kapitals  in  großen  industriellen  Unternehmungen,  vor  allem  mit 
dem  Ausbau  der  Eisenbahnen  durch  Aktiengesellschaften  seit  den 
40er  Jahren  wurde  eine  neue  Verwertungsraöglichkeit  des  Kapitals 
geschaffen,  die  im  Vergleich  mit  der  Hypothek  bedeutende  Vorteile 
versprach.  Die  von  den  Aktiengesellschaften  in  Aussicht  gestellten 
und  gewährten  Dividenden  überstiegen  meist  den  Hypothekenzinsfuß 
und  veranlaßten  häufig  Kündigungen  des  in  Hypotheken  angelegten 
Kapitals  zum  Zwecke  rentablerer  Verwertung  in  Aktien.  Als  zweiter 
Konkurrent  auf  dem  Geldmarkt  traten  neben  die  Aktie  die  kommu- 


nalen und  staatlichen  Anleihepapiere.  Boten  diese  Papiere  auch 
nicht  einen  höheren  Zins  als  die  Hypotheken,  so  teilten  sie  doch 
mit  den  Aktien  den  großen  Vorzug,  daß  dem  Kapitalisten  durch 
Anlage  seines  Kapitals  in  solchen  Effekten  die  freie  Verfügbarkeit 
über  sein  Geld  blieb.  Durch  den  Verkauf  der  Papiere  konnte  er 
sich  jederzeit  wieder  in  den  Besitz  des  baren  Kapitals  setzen. 

Diese  Entwickelung  des  Geldverkehrs  war  die  Ursache,  daß  nicht 
dem  gesteigerten  Kreditbedürfnis  ein  gesteigertes  Kapitalangebot 
gegenübertrat,  sondern  sich  das  Kapital  vielmehr  immer  mehr  von 
der  hypothekarischen  Beleihung  abwandte,  zum  großen  Schaden  des 
Grundbesitzes.  Da  der  Grundbesitzer  außer  stände  ist,  gleich  dem 
Kaufmanne  einen  Teil  seines  Vermögens  in  Geldform  zu  verwandeln 
und  mit  dem  Erlös  die  etwa  gekündigten  Kapitalien  zu  decken,  so 
wird  er  durch  jede  Kapitalkündigung  in  seiner  Existenz  bedroht,  wenn 
es  ihm  nicht  gelingt,  sich  ein  neues  Darlehen  zu  verschaffen. 

Da  von  privater  Seite  das  Geldangebot  immer  geringer  wurde, 
tauchten  bald  Bestrebungen  auf,  die  immer  lauter  eine  Organisation 
des  Bodenkredits  forderten.  Im  zweiten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts 
finden  wir  eine  Unzahl  von  Projekten,  die  mit  den  verschiedensten 
Mitteln  der  Kreditnot  des  Grundbesitzes  abhelfen  wollen.  Von  1S40 
an  verging  fast  kein  Jahr,  in  dem  nicht  der  preußischen  Regierung 
neue  Pläne  und  Gesuche  um  Konzessionierung  von  Bodenkredit- 
anstalten vorgelegt  worden  wären.  Ist  auch  keines  von  diesen  Pro- 
jekten verwirklicht  worden,  so  sind  sie  doch  von  Bedeutung,  weil  sie 
die  Staatsregierung  veranlaßten,  zur  Frage  des  Bodenkredits  Stellung 
zu  nehmen,  und  weil  sie  den  Anstoß  zur  späteren  Gründung  der 
Hypothekenaktienbanken  gegeben  haben. 


1.  Kapitel.  Die  Entwickelung  der  Hypothekenbankpolitik 

in  Preussen. 

I.  Die  ersten  Versuche  zur  Regelung  des  Hypothekarkredits. 

Für  die  preußische  Eegierung  lag  eine  doppelte  Möglichkeit 
vor,  eine  Organisation  des  Immobiliarkredits  zu  schaffen.  Sie  konnte 
einmal  dem  Beispiel  mehrerer  deutscher  Staaten  folgen,  seihst  die 
Gründung  von  Kreditinstituten  in  die  Hand  nehmen  und  mit  Staats- 
mitteln dem  Grundbesitz  zu  Hilfe  kommen  oder  die  Gründung  pri- 
vater Bodenkreditanstalten  fördern.  Tatsächlich  hat  die  Regierung 
in  einem  Fall  den  ersten  Weg  beschritten,  um  ihn  allerdings  bald 
für  immer  wieder  zu  verlassen.  Im  Jahj’e  1S35  gründete  sie  das 
königliche  Kreditinstitut  für  Schlesien.  Das  Institut  war  als  Er- 
gänzung der  schlesischen  Landschaft  gedacht  und  brachte  infolge- 
dessen auch  nur  dem  ritterschaftlichen  Grundbesitz  Erleichterung. 
Seine  Aufgabe  sollte  sein,  den  Besitzern  solcher  Güter  in  Schlesien, 
die  in  den  landschaftlichen  Kreditverband  aufgenommen  waren,  die 
Aufnahme  von  privilegierten  Pfandverschreibungen  zu  gewähren. 
Diese  sollten  unmittelbar  hinter  den  landschaftlichen  Forderungen 
eingetragen  werden.  Für  die  Sicherheit  dieser  auf  den  Inhaber 
lautenden  Pfandverschreibungen  haftete  der  preußische  Staat.  Aus- 
nahmsweise konnte  das  Institut  auch  in  geeigneten  Fällen  die  Re- 
gulierung der  Schuldverhältnisse  solcher  Grundbesitzer  übernehmen, 
denen  auf  genannte  Weise  keine  Hilfe  gewährt  werden  konnte.  Aber 
schon  nach  fünfzehn  Jahren  wurde  die  Bank  wieder  geschlossen. 
Im  Jahre  1850  bestimmte  die  Regierung,  daß  keine  neuen  Anträge 
von  dem  Institut  mehr  berücksichtigt  werden  durften.  Der  bis  dahin 
vom  Staate  gewährte  Vorschuß  soll  ihm  zwar  verbleiben,  doch  wird 
dieser  nicht  weiter  erhöht,  ’j 

Für  die  Folgezeit  hat  die  preußische  Regierung  jede  Unter- 
stützung oder  Garantie  für  Schuldverschreibungen  von  Bodenkredit- 

1)  Rönne,  iStaatsrecht  der  preuß.  Monarchie.  Leipzig  1SS4.  S.  3<7. 
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anstalten  abgelehnt.  Als  1866  Hannover  und  Hessen-Nassau,  die 
staatliche  Institute  besaßen,  dem  preußischen  Staate  einverleibt 
wurden,  wälzte  die  Regierung  die  Staatsgarantie  auf  die  Provinz  und 
Kommune  ab,  da  eine  solche  Garantie  für  Unternehmen,  welche  die 
Befugnis  haben,  unbeschränkte  Anleihen  aufzunehmen,  im  Wider- 
spruch steht  zu  § 103  der  preußischen  Verfassungsurkunde  von  1850. ') 

Die  zweiteMöglichkeit,  dem  Grundbesitz  Kapital  zuzuführen, 
war  die  Förderung  privater  Bodenkreditanstalten  durch  den  Staat. 
Hierzu  war  jedoch  die  preußische  Regierung  lange  Zeit  nicht  zu  be- 
wegen. Sie  versuchte  vielmehr  auf  andere  Weise  dem  Kreditbedürf- 
nis des  Grundbesitzes  neue  Quellen  zu  eröffnen.  Zunächst  wurde 
in  dem  Sparkassenreglement  vom  12.  Dezember  1838  bestimmt,  daß 
die  Bestände  der  Kassen  vorzüglich  in  Hypotheken  angelegt  werden 
sollen.-)  Vorteil  hatten  von  dieser  Bestimmung,  soweit  städtische 
Kassen  in  Betracht  kamen,  die  städtischen  Grundbesitzer,  und  so- 
weit es  sich  um  Kreiskassen  handelte,  ländliche  Güter  kleineren 
Umfangs.  Von  großer  Bedeutung  war  aber  diese  Unterstützung  des 
Grundbesitzes  nicht,  und  die  Klagen  hörten  nicht  auf.^»)  Deshalb 
wandte  sich  die  Eegierung  1848  an  die  Landschaften  mit  der  Frage, 
ob  es  möglich  sei,  einmal  die  Kreditgrenze  der  Grundstücke,  die 
bereits  belieben  waren,  hinauszurücken,  oder  sodann  den  Kreis  der 
zu  beleihenden  Grundstücke  zu  erweitern.  Die  Antwort,  welche  die 
Regierung  auf  die  erste  Frage  erhielt,  war  völlig  negativ,  und  nur 
zwei  Landschaften,  die  ostpreußische  und  die  schlesische,  sind  auf 


1)  Felix  Hecht,  Die  staatlichen  und  provinziellen  Eodenkreditinstitute 
m Deutschland.  Leipzig  1 89U.  S.  8. 

2)  Sonographische  Berichte  der  Verhandlungen  im  Abgeordnetenhause. 
Jahrg.  1857.  Regierungskommissar  Noah:  S.  1042. 

3)  Sparkassengelder  waren  in  Hypotheken  angelegt; 
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(len  zweiten  Vorschla^^,  auch  andere  als  ritterschaftliche  Liegen- 
schaften in  den  Kreis  der  Beleihungen  zu  ziehen,  eingegangen.  Die 
üstpreulHsche  Landschaft  dehnte  ihre  Beleihungen  bis  auf  Güter  mit 
mindestens  500  Tlr,  Reinertrag  aus,  während  die  schlesische  Land- 
schaft noch  weiter  ging  und  die  Beleihungsfähigkeit  für  jedes  länd- 
liche Grundstück  mit  nur  40  Tlr.  Reinertrag  anerkannte. 

Die  Vorschläge,  die  von  1840—60  aus  privaten  Kreisen  ge- 
macht wurden,  rieten  zumeist  noch,  dem  Vorbild  der  Landschaften 
zu  folgen.  Auch  der  städtische  und  bäuerliche  Grundbesitz  soll  sich 
zu  ähnlichen  Kreditverbänden  zusammenschlieben  wie  der  ritter- 
schaftliche Großgrundbesitz.  Alle  Projekte  stimmten  darin  überein, 
daß  der  Staat  die  neuen  Unternehmen  mit  Zuschüssen  oder  durch 
die  Erlaubnis  der  Ausgabe  zinsfreier  Banknoten  unterstützen  müsse. 
Die  preußische  Regierung  verhielt  sich  zu  diesen  Anregungen,  deren 
Mehrzahl  den  Kreditbedürfnissen  des  Berliner  Grundbesitzes  ange- 
paßt waren,  sehr  passiv.  Eine  Losung  der  Grundkreditfrage  auf  dem 
Wege  der  Assoziation  der  Schuldner  nach  Art  der  Landschaften 
hielt  sie  zwar  für  nicht  ausgeschlossen.  Sie  erklärte  sich  sogar 
wiederholt  bereit,  solche  Vereinigungen  fördern  und  unterstützen  zu 
wollen.  1)  Die  vorgelegten  Projekte  erschien(‘n  ihr  jedoch  bei  näherer 
Prüfung  unausführbar,  weil  sie  zu  bedeute ude  Privilegien  für  sich 
verlangten,  wie  das  Recht  der  Banknotenausgabe  oder  die  Erlaubnis, 
auch  andere  als  Realkreditgeschäfte  machen  zu  dürfen  und  sie  zu 
große  Geldopfer  vom  Staat  erwarteten,  die  ohne  Ungerechtigkeit 
gegen  andere  Gemeinden  für  einzelne  nicht  gemacht  werden  könnten. 
Sie  müßten  aber  eine  unerschwingliche  Höhe  erreichen,  wenn  alle 
Kommunen  in  gleicher  Weise  bedacht  würden. 

Trotz  Ablehnung  aller  Vorschläge  drängte  die  Verlegenheit  des 
Grundbesitzes  zu  immer  neuen  Versuchen,  die  Regierung  zu  be- 
stimmen, aus  ihrer  Ruhe  herauszutreten.  Auch  im  Abgeordneteu- 
hause  wurde  die  Frage  bei  Gelegenheit  eines  Antrages  des  Abge- 
ordneten von  Lavergne-Peguilhen  eingehend  erörtert.  *)  Der  Antrag 
befürwortete  die  Gründung  von  Hypotheken-Spar-  und  Leihbanken, 
verlangte  aber  ebenfalls  die  Erlaubnis  zur  Ausgabe  zinsfreier  Bank- 

1)  H.  V.  PoscHiNGEK,  Bankwesen  und  Bankpolitik  in  Preußen.  3 Bde. 
BerUn  1878.  Bd.  II.  S.  243. 

2)  Stenographische  Berichte  der  Verhandlungen  im  Abgeordnetenhaus. 
Sitzung  vom  6.  Mai  1S57. 
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noten.  Die  zur  Begründung  dem  Antrag  beigefügte  Denkschrift 
enthielt  einen  vollständig  ausgearbeiteten  Statutenentwurf.  Die  An- 
tragsteller wünschten,  daß  die  Regierung  auf  Grund  dieses  Entwurfs 
allgemeine  Normativbestimmungen  aufstellte,  die  bei  Neugründung 
von  Bodenkreditanstalten  die  Grundlage  der  Gesellscbaftsstatuten 
bilden  sollten.  Auch  dieses  Projekt  hielt  noch  an  dem  Prinzip  der 
Vereinigung  der  Schuldner  fest.  Die  Denkschrift  bezeichnet  als 
Muster  für  die  zu  gründenden  Institute  die  preußischen  Landschaften, 
die  allerdings  in  ihrer  bisherigen  Verfassung  nicht  mehr  genügten [ 
weil  ihre  Taxprinzipien  auf  den  kleinen  Grundbesitz  nicht  anw'end- 
bar  und  die  städtischen  und  bäuerlichen  Grundbesitzer  von  vorn- 
herein von  einer  Beteiligung  ausgeschlossen  waren.  In  der  Kom- 
mission 1),  an  die  der  Antrag  verwiesen  wurde,  sprach  sich  der 
Regierungskommissar  gegen  die  Aufstellung  von  allgemeinen  Nor- 
mativbestimmungen aus,  da  ihre  Beobachtung  bei  der  Verschieden- 
heit der  agrarischen  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Landesteilen  nicht 
möglich  sei.  Die  Kommission  vertrat  zwar  eine  andere  Ansicht. 
Sie  wollte  wenigstens  in  allgemeinen  Umrissen  die  Bedingungen  fest- 
gestellt sehen,  unter  denen  die  Konzession  von  Bodenkreditanstalten 
von  der  Regierung  zu  erwarten  sei.  Trotzdem  wurde  aber  von  einer 
Prülung  des  Entwurfs  abgesehen  und  nur  die  Frage  erörtert,  ob  ein 
Bedürfnis  vorliege,  die  Entwickelung  solcher  Kreditinstitute  zu  fördern. 
Diese  Frage  wurde  auch  in  dieser  Kommission  allgemein  bejaht. 
Den  zweiten  Teil  des  Antrags,  den  Banken  das  Recht  der  Bank- 
notenausgabe zu  gewähren,  lehnten  die  Vertreter  des  Handels  und 
Finanzministeriums  prinzipiell  ab.  Sie  betonten,  daß  die  im  Boden- 
kreditgeschäft festgelegten  Werte  niemals  die  Grundlage  zu  einer 
Banknotenemission  bilden  können.  Das  Banknotenrecht  könne  nur 
lür  Institute  in  Frage  kommen,  deren  Hauptgeschäft  in  der  Diskon- 
tierung von  Geschäftswechseln  besteht,  von  Wechseln,  die  aus  Kredit- 
käufen hervorgegangen,  eine  zu  einem  bestimmten  Tage  fällige 
Zahlung  repräsentierten.  Dies  Geschäft  sei  die  unmittelbare  und 
unentbehrliche  Grundlage  der  Notenzirkulation,  weil  binnen  kürzester 

Frist  die  Hauptbestandteile  der  Aktiva  in  Geld  umgesetzt  werden 
könnten. 

In  der  Plenarversammlung  vom  5.  Mai  1857  bezweifelte  der 


1)  Kommissionsbericht : 
Aktenstück  123. 


Drucksachen  des  Abgeordnetenhauses  1857. 
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Landwirtschaftsminister  von  Manteuffel  überhaupt  die  Dringlichkeit 
des  Bedürfnisses  nach  neuen  Kreditinstitut(in.  Auch  könnte  er  es 
nicht  als  Aufgabe  der  Regierung  ansehen,  den  häufigen  Güterwechsel 
zu  unterstützen  und  die  Möglichkeit  der  Verschuldung  zu  erleichtern. 
Der  Minister  war  ebenso  wie  der  Regierungs kommissar  in  der  Kom- 
mission gegen  die  Gewährung  des  Banknotenprivilegs,  weil  ein  in 
Hypotheken  festgelegtes  Kapital  nicht  als  Deckung  für  jederzeit  ein- 
lösbare Koten  gelten  könne. 

Das  Abgeordnetenhaus  lehnte  den  Antrag  ab,  sprach  aber  die 
Erwartung  aus,  daß  die  Staatsregierung  ihre  Aufmerksamkeit  und 
Fürsorge  der  Regelung  des  Realkredits  zuwenden  würde. 

Haben  so  die  Verhandlungen  des  Abgeordnetenhauses  einen 
direkten  Erfolg  nicht  gehabt,  so  veranlaßten  sie  doch  die  Regierung, 
sich  eingehender  mit  der  Bodenkreditfrage  zu  befassen.  Es  fanden 
zunächst  auf  Anregung  des  Landwirtschaftsministers  Konferenzen 
statt 'bei  denen  sämtliche  beteiligte  Ministen  en  durch  Kommissare 
vertreten  waren.  Das  Bedürfnis  einer  Reform  der  bestehenden  Boden- 
kreditinstitute und  der  Errichtung  neuer  Anstalten  zur  Förderung 
des  Hypothekarkredits  wurde  anerkannt.  tTber  die  Einrichtung  dieser 
Institute  wurde  aber  eine  Einigung  nicht  erzielt. 

Einen  neuen  und  diesmal  erfolgreichen  Anstoß  zur  Regulierung 
des  Bodenkredits  gaben  die  Verhandlungen  des  königlichen  Landes- 
ökonomiekollegiums und  die  Denkschrift  des  Direktors  des  Stati- 
stischen Bureaus  Dr.  Engel,  die  aus  diesen  Verhandlungen  hervor- 
gegangen ist. -)  Im  Jahre  1861  faßte  das  Landesökonomiekollegium 
seine  Ansichten  und  Arbeiten  über  die  Zustände  des  Grundbesitzes 
in  Preußen  in  einer  Reihe  von  Resolutionen  zusammen,  in  denen 
die  Dringlichkeit  der  Regelung  des  Immobiliarkredits  nachdrücklich 
betont  wurde.  Aber  wieder  erscheint  als  das  einzige  Mittel  zur  Ab- 
hilfe der  Kreditnot  der  Zusammenschluß  der  kreditsuchenden  Grund- 
besitzer. Engel  glaubte  sich  aber  von  solchen  Vereinigungen  eine 
wirkliche  Besserung  der  Kreditverhältnisse  nicht  versprechen  zu 
dürfen  und  verfaßte  eine  Denkschrift,  in  der  er  einen  neuen,  in 

1)  PoscHiNGEE,  a.  a.  0.  S.  267. 

2)  Dr.  Engel,  Der  Grundkredit  und  das  Kai>italbedürfnis  des  Grundbe- 
sitzes befriedigt  durch  eine  Preußische  Bodenkreditbank.  Berlin  1862  (Denk- 
schrift); Ders.,  Die  Hypothekenobligationen  ausgebenden  Grundkreditinstitute. 
Zeitschrift  des  Kgl.  Preuß.  Statistischen  Bureaus.  Jahrg.  1875.  S.  333  ff. 
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Preußen  noch  nicht  beschrittenen  Weg  vorschlägt.  Sein  Plan  geht 
dahin,  die  kapitalistische  Unternehmungsform  der  Aktiengesellschaft, 
die  sich  auf  dem  Gebiete  der  Industrie  und  des  Handels*"  so  gut  be- 
währt hat,  auch  in  den  Dienst  des  Bodenkredits  zu  stellen.  Zur 
Grundlage  seines  Entwurfs  macht  er  nicht  die  Vereinigung  der 
Schuldner,  sondern  die  Vereinigung  der  Gläubiger.  Im  wesentlichen 
schließt  sich  Engel  an  die  Organisation  des  Pariser  Credit  foncier  an, 
der  in  kurzer  Zeit  große  Kapitalien  zusammengebracht  und  dem 
Grundbesitz  in  den  Städten  und  auf  dem  Lande  zugeführt  hat.  War 
somit  die  Idee  nicht  neu,  so  gebührt  doch  Engel  das  Verdienst, 
zum  erstenmal  in  Preußen  die  Grundzüge  der  Einrichtung  eines 
solchen  Instituts  dargelegt  zu  haben.  Die  bisherigen  Vorschläge 
zur  Gründung  von  Grundkreditinstituten  scheiterten  alle  an  den 
großen  \orrechten,  die  sie  in  Anspruch  nahmen  und  ohne  welche 
die  neuen  Institute  nicht  gedacht  werden  konnten.  Engel  zeigte, 
daß  die  Bildung  von  Hypothekenaktienbanken  auch  ohne  staatlike 
Subvention  oder  das  Recht  der  Banknotenausgabe  möglich  sei. ') 

Auf  Grund  der  Denkschrift  bildeten  sich  bald  nach  ihrer  Ver- 
öffentlichung zwei  Kapitalistengruppen,  welche  die  Verwirklichung 
des  ENGELschen  Planes  übernehmen  wollten.  An  der  Spitze  der 
einen  Gruppe  stand  das  Berliner  Bankhaus  S.  Bleichröder  in  Ver- 
tretung des  Hauses  Rothschild  in  Paris.  Die  andere  Gruppe  wurde 
von  französischen  Firmen,  Andre,  Marcuaril,  Mailet  freres  u.  a.  ge- 
bildet.^) Das  Zustandekommen  der  beiden  Unternehmen  wurde  aber 
durch  das  Verlangen  eines  Monopols  für  die  Banken  vereitelt.  Em 

solches  Privileg  wollte  die  Regierung  einem  Realkreditinstitut  nicht 
gewähren. 

Die  Denkschrift  Engels  veranlaßte  die  Regierung,  noch  einmal 
Beratunpn  darüber  anzustellen,  unter  welchen  Bedingungen  über- 
haupt die  Konzession  von  Hypothekenaktienbanken  gewährt  werden 
könnten.  Diese  Beratungen  fanden  im  Mai  1 863  unter  Mitwirkung 
aller  bei  der  Frage  beteiligten  Ministerien  statt.  Das  Ergebnis  dieser 
Verhandlungen  war  der  Erlaß  der  Normativ bestimmungen 
von  18  6 3.  Nach  diesen  war  zur  Eröffnung  und  Führung  des  Hypo- 

V)  Auf  den  weiteren  Plan  Engels,  mit  den  Hypothekenbanken  Versiche- 
rungsgesellschaften zu  verbinden,  kann  nicht  näher  eiugegangen  werden,  da 
es  außerhalb  des  Rahmens  dieser  Arbeit  liegt. 

2)  Zeitschrift  des  Kgl.  Preuß.  Statistischen  Bureaus  1875.  a.  a.  0.  S.  337. 
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thekengewerbes  eine  besondere  Konzession  nicht  erforderlich,  sondern 
es  genügte  die  Beobachtung  der  festgesetzten  Normen,  ln  zwei 
Fällen  unterlagen  die  Hypothekenbanken  noch  besonderen  Vorschriften. 
Waren  die  Institute  als  Aktiengesellschaften  gedacht,  so  bedurften 
sie  bis  IbTO  einer  besonderen  staatlichen  (lenehmigung  zur  recht- 
lichen Entstehung.  Durch  die  Aktiennovelle  vom  11.  Juni  1S70  fiel 
diese  Schranke.  Einer  besonderen  Konzession  bedurften  die  Banken 
aber  ferner  nach  dem  preußischen  Gesetz  vom  17.  Juni  1S33,  wenn 
sie  die  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  auf  Inhaber  beabsich- 
tigten. Dieses  Gesetz,  das  bis  zum  Erlaß  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches in  Kraft  geblieben  ist,  wurde  durch  § 795  BGB  abgelöst. 

II.  Die  Normativbestimmungen  von  1863  und  1867. 

Erst  nach  langem  Widerstreben  hat  die  preußische  Regierung 
ihre  Zustimmung  zur  Gründung  von  Hypothekenbanken  gegeben. 
Der  Grund  lag  in  der  Verschiedenheit  der  Auffassung  von  dem 
Nutzen,  den  die  Banken  dem  Grundbesitz  bringen  würden.  Von 
agrarischer  Seite  betrachtete  man  diese  Produkte  kapitalistischer 
Spekulation  mit  größtem  Mißtrauen.  Man  glaubte  nicht  an  die 
Liebenswürdigkeit  der  Kapitalisten,  die  dem  Grundbesitz  ihre  Unter- 
stützung anboten.  Wenn  Regierungsrat  Gamp  18S3  schreibt»),  daß 
die  kapitalistischen  Bodenkreditinstitute  keineswegs  dem  Interesse 
des  Grundbesitzes  dienen,  sondern  allein  ihren  eigenen  Nutzen  ver- 
folgen, so  ist  dies  keine  neue  Auffassung,  sondern  entspricht  ganz 
der  Ansicht,  die  schon  bei  Gründung  der  Hypothekenbanken  bet  den 
Agrariern  herrschte.  Dies  zeigt  auch  der  Jahresbericht  des  König- 
lichen Landesökonomiekollegiums  von  1868 ■^).  Er  weist  daraufhin, 
daß  der  Realkredit  nicht  imstande  ist,  so  hohe  Zinsen  zu  gew'ähren, 
wie  die  Aktienkapitalien  zu  gewinnen  gewöhnt  sind.  Daher,  fürchtet 
er,  wird  dem  Grundbesitz  von  dieser  Seite  schwerlich  Hilfe  kommen. 
Überdies  hält  er  die  Ausgabe  von  Grundkreditpapieren  durch  solche 
Institute  für  sehr  gefahrvoll.  Daher  sei  es  die  Pflicht  des  Staates, 
die  Entwickelung  der  Hypothekenbanken  scharf  zu  überwachen. 

Auch  die  preußische  Regierung  teilte  dieses  Mißtrauen,  das  den 
Hypothekenbanken  von  Anfang  an  entgegengebracht  wurde.  Sie 

^l)  Gamp,  Der  landwirtschaftliche  Kredit  und  seine  Befriedigung.  Berlin 
Jahresbericht  des  Kgl.  Landesökonomieliollegiums  18bs.  S.  oii. 
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hatte  aber  noch  ein  weiteres  Bedenken,  dem  schon  1''57  der  Land- 
wirtschaftsminister VON  Manteuffel  im  Abgeordiietenhause  Aus- 
druck gegeben  hatte.  Sie  fürchtete  durch  die  Konzessionieruuir  von 
Hypothekenbanken  der  leichteren  Verschuldung  des  Grundbesitzes 
Vorschub  zu  leisten  und  dadurch  seine  gesunde  Entwickelung  zu 
stören.  In  den  ersten  Normativbestimmungen  sucht  sie  deshalb 
diese  Gefahren  möglichst  zu  beseitigen. 

Die  Organisation  der  Hypothekenaktienbanken  ist  in  ihren  Grund- 
zügen den  preußischen  Landschaften  nachgehildet.  Die  Gesellschaften 
sind  befugt,  Schuldverschreibungen,  Pfandbriefe,  zu  emittieren,  deren 
Erlös  zur  hypothekarischen  Beleihung  des  Grundbesitzes  verwandt 
wird.  Als  Deckung  für  die  ausgegebenen  Pfandbriefe  dienen  vor 
allem  die  erworbenen  Hypotheken,  an  zweiter  Stelle  das  Grund- 
kapital der  Gesellschaft,  das  Aktienkapital  und  der  Reservefonds. 
Es  gilt  als  das  oberste  Grundgesetz  der  Verwaltung  einer  Hypotheken- 
bank, daß  die  insgesamt  ausgegebenen  Schuldverschreibungen  jeder- 
zeit durch  Hypotheken  in  gleichem  Betrage  gedeckt  sind.  Das 
Aktienkapital  soll  erst  im  äußersten  Notfall  zur  Deckung  herange- 
zogen werden.  Dementsprechend  enthalten  auch  die  Normativbe- 
stimmungeii  die  V orsclirift  (§  8;,  daß  der  Betrag  der  ausgegebenen 
Pfandbriefe  die  Summe  der  von  den  Banken  erworbenen  Hypotheken 
nicht  übersteigen  darf.  Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor, 
jederzeit  zu  prüfen,  ob  das  Gleichgewicht  zwischen  Pfandbriefen  und 
Hypotheken  von  den  Banken  auch  in  der  Tat  beobachtet  wird.  Da 
das  Aktienkapital  als  Reservefonds  dienen  soll,  so  ist  es  ersichtlich, 
daß  diese  Bestimmung  nur  solange  von  Bedeutung  ist,  als  das  Aktien- 
kapital im  Verhältnis  zu  der  Gesamtsumme  der  ausgegebenen  Pfand- 
briefe nicht  zu  gering  bemessen  wird.  Daher  soll  der  Pfandbrief- 
' umlauf  höchstens  den  zehnfachen  Betrag  des  Aktienkapitals  erreichen, 

d.  h.  das  Grundkapital  soll  mindestens  liH'u  der  Pfandbriefsumnie 
darstellen  (§  3).  Mit  diesen  Bestimmungen  versuchte  die  Regierung 
den  Hypothekenbankpfandbriefen  eine  ähnliche  formelle  Sicherheit 
zu  gewährleisten,  wie  sie  bei  den  Schuldverschreibungen  der  „ neuen  “ 
Landschaften  bestand. ')  Die  Wirkung  dieser  Vorschriften  wird  bei 
den  Hypothekenbanken  jedoch  dadurch  abgeschwächt,  daß  ihnen 

1 ) Auch  bei  den  „neuen“  Landschaften  steht  der  Gesamtsumme  der  aus- 
gegebenen Pfandbriefe  die  gleichlautende  Gesamtsumme  der  erworbenen  Hypo- 
theken gegenüber,  während  die  Pfandbriefe  der  „alten-  Landschaften  einzeln 
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neben  der  hypothekarischen  Beleihung  von  Grundstücken  noch  weitere 
Bankgeschäfte  gestattet  wurden  {§  13,i.  Btd  dem  Konkurse  einer 
Bank  hafteten  somit  sowohl  die  erworbenen  B:ypotheken  wie  auch 
das  sonstige  Vermögen  der  Gesellschaft  für  sämtliche  Verbindlich- 
keiten. mochten  diese  nun  aus  dem  Verkauf  der  Pfandbriefe  oder 
aus  anderen  Kreditgeschäften  hervorgegangen  sein.  Überdies  hatte 
sich  die  Regierung  wohl  das  Recht  der  Kontrolle  Vorbehalten,  eine 
Verpflichtung  zur  Beaufsichtigung  aber  durchaus  abgelehnt.  Diese 
weitgehende  Aufgabe,  die  einer  wenigstens  moralischen  Garantie 
gleichgekommen  wäre,  glaubte  die  Staatsverwaltung  nicht  über- 
nehmen zu  können.  Sie  hielt  im  übrigen  eine  solche  formelle  Sicher- 
stellung, selbst  wenn  sie  in  ausreichendem  Maße  vorhanden  wäre, 
nicht  für  genügend,  ja  für  wenig  ausschlaggebend  im  Vergleich  zur 
materiellen  Sicherheit  und  Vollwertigkeit  der  als  Unterlage  dienen- 
den Hypotheken. 

Die  Qualität  der  Pfandbriefe  richtet  sich  in  erster  Linie  nach 
der  Güte  der  Deckungshypotheken,  welche  ihrerseits  wieder  abhängig 
ist  von  den  mehr  oder  weniger  soliden  Grundsätzen,  nach  denen  die 
Institute  ihre  Beleihungen  vornehmen.  Der  Kardinalpunkt  der  ganzen 
Hypothekenbankfrage  ist  die  Taxierung  und  Bestimmung  der  Be- 
leihungsgrenze. Deshalb  hält  es  die  Regierung  für  gefährlich,  die 
Regelung  dieses  wichtigen  Punktes  der  Willkür  der  Bankverwaltung 
zu  überlassen,  da  eine  falsche  Bewertung  der  zu  beleihenden  Grund- 
stücke die  weittragendsten  Folgen  für  die  Sicherheit  der  Pfandbriefe 
nach  sich  ziehen  muß.  Sie  gibt  den  Banken  einen  festen  Maßstab 
für  die  Taxierung  der  Pfandobjekte  und  zwar  den  amtlich  ermittelten 
Grundsteuerreinertrag  bezw.  Gebäudesteuernutzungswert.  Die  Grenze 
der  zulässigen  Beleihung  bestimmt  sie  nach  den  jährlichen  Leistungen 
des  Schuldners.  Zinsen,  Amortisation  und  Verwaltungskostenbei- 
träge, also  die  jährlich  zu  zahlende  Annuität  sollte  nach  Abzug  aller 
diesen  Leistungen  vorangehenden  Verpflichtungen,  wie  Steuer,  Ver- 
sicherungsprämie usw.,  bei  Liegenschaften  zwei  Drittel  des  jährlichen 
Reinertrages,  bei  Gebäuden  ein  Viertel  des  jährlichen  Nutzungswertes 
nicht  übersteigen  (§  1).  Durch  diese  Bestimmung  glaubte  die  Re- 
gierung nicht  nur  im  Interesse  der  Pfandbriefgläubiger  übermäßige 
Beleihungen  verhindern,  sondern  auch  einer  Überschuldung  des 

durch  eine  spezielle  Hypothek  an  einem  auf  dem  Papier  bezeichneten  Gute 
gedeckt  wurden. 


Grundbesitzes  Vorbeugen  zu  können.  Diese  Absicht  erhellt  auch  aus 
den  §§  1 und  2.  Hiernach  sollen  die  Darlehen  in  der  Regel  von 
seiten  der  Institute  unkündbar  sein  und  durch  Amortisation  zurück- 
gezahlt werden  können.  Die  Unkündbarkeit  der  Hypothek  sichert 
dem  Grundbesitzer  die  ungestörte  Verwertung  des  aufgenommenen 
Kapitals.  Die  Verlegenheit,  die  ihm  aus  einer  vorzeitigen  Kündigung 
erwachsen  und  ihn  unter  Umständen  zu  größerer  Verschuldung  unter 
ungünstigeren  Bedingungen  zwingen  würde,  ist  ihm  hierdurch  er- 
spart. Selbst  für  den  Fall  der  Wertverminderung  des  belasteten 
Grundstückes  kann  ihm,  sofern  kein  unwirtschaftliches  Verfahren 
seinerseits  vorliegt,  nur  der  Teil  des  Dariehns  gekündigt  werden,  der 
in  dem  Werte  der  verbleibenden  Substanz  des  Pfandobjekts  nicht 
mehr  seine  statutenmäßige  Deckung  findet  (§  2).  Für  die  Amorti- 
sation wird  eine  Mindestquote  von  ‘ 2 o des  Dariehns  festgesetzt, 
um  den  Tilgungszwang  nicht  dadurch  unwirksam  zu  machen,  daß 
dem  Schuldner  die  Möglichkeit  bleibt,  nach  Belieben  die  jährliche 
Abschlagszahlung  sehr  niedrig  anzusetzen.  Ein  Amortisationsmini- 
mum von  >,2  0/0  ermöglicht  es  dem  Schuldner,  seine  Schuld  im  Laufe 
eines  Menschenalters  zu  tilgen. 

Das  Mißtrauen,  das  den  Hypothekenbanken  entgegengebracht 
wurde,  die  Furcht  vor  der  Ausbeutung  des  Grundbesitzes  durch  die 
kapitalistischen  Kreditinstitute  veranlaßten  die  preußische  Regierung, 
auch  besondere  Schutzbestimmungen  für  den  Schuldner  zu  treffen. 
Die  Pfandbriefe,  die  bei  Ausreichung  der  Darlehnsvaluta  an  die  Hy- 
pothekenschuldner zum  Nominalwert  zur  eigenen  Verwertung  au 
Stelle  baren  Geldes  gegeben  werden  i),  dürfen  zu  keinem  geringeren 
Zinssatz  ausgefertigt  sein,  als  welchen  die  Schuldner  an  die  Gesell- 
schaft als  Hypothekenzins  zu  entrichten  haben  (§  6).  Auch  ist  den 
Hypothekenschuldnern  ausdrücklich  das  Recht  gegeben,  ihr  Darlehn, 
das  sie  in  Pfandbriefen  erhalten  haben,  in  gleicher  Weise  zurück- 
zuzahlen. 

Trotzdem  die  Regierung  den  ganzen  Geschäftsbetrieb  der  Hypo- 
thekenbanken durch  die  Normativbestimmungen  in  feste  Grenzen 
eingeengt  und  der  freien  Bestimmung  der  Bankleitung  nur  geringen 
Spielraum  gelassen  hatte,  glaubte  sie  doch  ihre  Pfandbriefe  nicht 
als  deposital-  und  pupillarfähig  ansehen  zu  können  (§  9).  Daß  dies 
später  bei  viel  größerer  Freiheit  der  Banken  nicht  geschehen  ist, 

1)  Ein  Yertahren,  das  besonders  bei  den  Landschaften  allgemein  üblich  war. 
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läßt  sich  erklären.  Wenn  es  aber  trotz  der  weitp:ehendsteu  Beein- 
flussung des  Geschäftsbetriebes  der  preußischen  Regierung  zu  ge- 
fährlich schien,  den  Pfandbriefen  der  Hypothekenaktienbanken  die 
Qualität  eines  mündelsicheren  Papieres  beizulegen,  so  erhellt  hieraus, 
daß  sie  die  Lage  der  Pfandbriefgläubiger  auch  trotz  der  Normativ- 
bestimmungen keineswegs  als  gesichert  ansah. 

Von  seiten  der  Grundbesitzer  wie  auch  der  bald  ins  Leben  ge- 
rufenen Gründungskomitees  wurden  diese  Bestimmungen  keineswegs 
mit  der  Begeisterung  aufgenommen,  wie  man  nach  den  vielen  An- 
strengungen um  Erlangung  fester  Normen  hätte  erwarten  sollen. 
Sie  wurden  allgemein  für  zu  eng  gehalten,  als  daß  es  möglich  sei, 
darauiTiin  Institute  ins  Let>en  zu  rufen,  die  den  Interessen  der  Grund- 
besitzer und  Kapitalisten  entsprächen,  i)  Da  sich  aber  trotzdem 
mehrere  Gruppen  bildeten,  die  sich  bereit  erklärten,  die  gestellten 
Bedingungen  anzunehmen,  trat  die  Frage  in  den  Vordergrund,  ob 
die  Zahl  der  etwa  zu  gründenden  Institute  beschränkt  werden  solle 
oder  nicht.  Der  Landwirtschaftsminister  sprach  sich  für  das  Mono- 
pol einer  einzigen  großen  Bank  aus,  während  die  übrigen  Minister, 
vor  allem  der  Handelsminister  von  Itzenulitz,  für  Zulassung  der 
freien  Konkurrenz  eintraten.  -)  In  diesem  Sinne  entschied  auch  die 
Majorität  des  Staatsministeriums  in  der  Sitzung  vom  9.  Januar  1864. 

Die  in  lij  1 der  Normativbestimmungen  gegebene  Beleihungs- 
grenze  erschien  der  Regierung  selbst  bald  als  zu  eng.  Schon  1864 
setzte  sie  die  kaum  gegründeten  Gesellschaften  davon  in  Kenntnis, 
daß  der  beleihungsfähige  Betrag  bei  Gebäuden  von  ' i auf  ' 's  des 
jährlichen  Nutzungswertes  erweitert  werden  und  daß  ferner  bei  Be- 
rechnung der  Beleihungshöhe  nur  die  Zinsen,  nicht  mehr  Amortisa- 
tion und  Verwaltungskostenbeiträge  in  Betracht  kommen  sollten. 
Aber  auch  auf  Grund  dieser  neuen  Beleiliungsgrenze  glaubten  die 
Banken  nicht  ihren  Zweck  erfüllen  zu  können  und  wandten  sich 
1867  an  den  Handelsminister  mit  dem  Antrag  auf  Verleihung  der 
Depositalfähigkeit,  um  ihren  Pfandbriefen  ein  größeres  Absatzfeld 
zu  schaffen.  Der  Antrag  wurde  abgewiesen.  -9  Eine  zweite  Eingabe 


1)  Engel,  Zeitschrift  des  Kgl.  PreuR.  Statistischen  Hureaus.  a.  a.  0.  S.  338. 

2)  PoscHiNGER  a.  a.  0.  III.  S.  167  ff. 

3)  Weil  damit  eine  so  ausgedehnte  Einwirkung  der  Aufsichtsbehörde  auf 
den  Geschäftsbetrieb  der  Gesellschaften  erforderlich  sein  würde,  wie  sie  von 
seiten  der  Institute  selbst  nicht  erwünscht  erschieu,  noch  von  seiten  des  Staats 
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bezweckte  eine  Erweiterung  der  Beleiliungsgrenze.  Diese  Petition 
wurde  auch  durch  die  Resolution  der  beiden  Häuser  des  Landtags 
vom  September  1866  unterstützt,  die  dahin  lautete,  die  königliche 
Staatsregierung  aufzufordern,  dem  Landtag  in  kürzerer  Frist  einen 
Gesetzentwurf  vorzulegen,  auf  Grund  dessen  den  Hypothekenbanken 
eine  gesunde  Entwickelung  ermöglicht  werde.  Bis  zu  einer  gesetz- 
lichen Regelung  kam  es  damals  zwar  nicht;  doch  wurde  das  Ge- 
such um  Erweiterung  der  ßeleihungsgrenze  genehmigt.  Die  Höhe 
der  zulässigen  Beleihung  wurde  jetzt  unabhängig  von  der  Leistungs- 
fähigkeit des  Schuldners  für  ländliche  Liegenschaften  auf  den  20  fachen 
Betrag  des  Grundsteuerreinertrages,  für  Gebäude  auf  das  10 fache 
des  Gebäudesteuernutzungswertes  festgesetzt.  Die  Beleihungsgrenze 
für  Gebäude  erlitt  eine  besondere  Einschränkung  dadurch,  daß  die 
Beleihung  über  die  Hälfte  derjenigen  Summe  nicht  hinausgehen 
durfte,  mit  weicher  die  verpfändeten  Gebäude  gegen  Feuersgefahr 
versichert  waren.  Mit  dieser  Änderung  sind  die  früheren  Bestim- 
mungen über  die  Festsetzung  der  Beleihungsgrenze  nicht  beseitigt, 
vielmehr  wird  es  den  Banken  freigestellt,  beide  Berechnungsmethoden 
nebeneinander  zu  benutzen. 

Die  Regierung  konnte  sich  nicht  dazu  verstehen,  die  Bewertung 
der  zu  beleihenden  Grundstücke,  wie  es  vielfach  gewünscht  wurde, 
in  die  Hand  der  Bank  Verwaltung  zu  legen.  Im  Interesse  der  Pfaud- 
briefgläubiger  glaubte  sie  an  dem  Steuerreinertrag  festhalten  zu 
müssen. 

Die  Erwartungen,  die  man  an  die  neu  gegründeten  Bodenkredit- 
anstalten geknüpft  hatte,  wurden  in  den  ersten  Jahren  ihres  Be- 
stehens nicht  erfüllt.  Die  Klagen  über  die  herrschende  Kreditnot 
des  Grundbesitzes  nahmen  eher  zu  als  ab.  Sowohl  den  beiden  Häu- 
sern des  Landtages  als  auch  dem  Norddeutschen  Reichstag  wurden 
wiederholt  Entwürfe  vorgelegt,  die  eine  gesetzliche  Regelung  der 
Hypothekenbankfrage  auf  anderer  Grundlage  bezweckten.  Am  1.  Ok- 
tober 1867  brachte  der  Abgeordnete  von  Lehnsdorf  im  Reichs- 
tage einen  Antrag  ein '),  der  auf  Gründung  von  Hypothekenbanken 
für  den  städtischen  und  ländlichen  Grundbesitz  durch  Kommunen 
oder  andere  öffentliche  Verbände  hinzielte.  Da  in  dem  Entwurf  aber 

wegen  der  damit  verbundenen  Verantwortung  übernommen  werden  könnte. 
PoscHiNGER  a.  a.  0.  III.  S.  16S. 

1)  Stenographische  Berichte  des  Reichstags.  Sitzung  vom  1,  Okt.  ISÖT. 
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eine  Garantie  der  öffentlichen  Körperschaften  für  die  ausgegebenen 
Pfandbriefe  vorgesehen  war,  wurde  er  schon  in  der  zu  seiner  Be- 
ratung erwählten  Kommission  heftig  bekämpft.  Ein  Verbesserungs- 
antrag des  Abgeordneten  Fühling  kam  ebensowenig  wie  der  Lehns* 

DORFsche  Entwurf  im  Plenum  zur  Verhandlung.  Ein  gleiches  Schick- 
sal erlebte  der  am  12.  Dezember  1867  dem  Abgeordnetenhause 
vorgelegte  Entwurf  des  Dr.  Glaser,  der  die  Gründung  einer  Staats- 
hypothekenbank verlangte.  Auch  aus  privaten  Kreisen  wurde  noch 
einmal  der  Versuch  gemacht,  die  Regierung  für  eine  Abänderung 
der  Normativbestimmungen  zu  gewinnen.  Die  Berliner  Diskonto- 
gesellschaft und  die  Firma  S.  Bleichröder  legten  1867  dem  Staats- 
ministerium eine  Denkschrift  vor,  in  der  <lie  Bildung  eines  groben 
Zentralinstituts  befürwortet  wurde.  Als  besonderes  Privileg  wurde 
für  das  Unternehmen  Depositalfähigkeit  der  Pfandbriefe  und  Pflicht 
des  Staates  zur  Kontrolle  verlangt.  Das  Projekt  wurde  von  der 

Regierung  abgelehnt.-)  | 

1 

III.  Die  Preussische  Centralbodenkredit-Aktiengesellsohaft. 

Die  Normativbestimmungen  und  die  Statuten  der  Hypotheken- 
banken. 

Einen  vollständigen  Bruch  mit  der  bisherigen  preußischen  Hypo- 
thekenbankpolitik brachte  das  Jahr  1870  durch  die  Gründung  der 
Preußischen  Centralbodenkredit- Aktiengesellschaft.  In  ! 

diesem  Institut  wurde  das  abgelehnte  Projekt  der  Diskontogesellschaft 
und  der  Firma  S.  Bleichröder  aus  dem  Jahre  1867  mit  geringen  Ab- 
änderungen verwirklicht.  •*)  Hatte  die  preußische  Regierung  bisher  , 

die  Konzession  von  Hypothekenaktienbanken  von  der  strengen  Be-  j 

obachtung  der  Normativbestimmungen  abhängig  gemacht,  so  verzich- 
tete sie  bei  der  Preußischen  Centralbodenkredit-A.-G.  auf  die  Befol- 
gung der  wichtigsten  Grundsätze  dieser  Bestimmungen. 

Zum  erstenmal  wurde  einer  Hypothekenbank  in  Preußen  die 
oft  geforderte  Freiheit  des  Taxverfahrens  gewährt.  Der  Steuerrein- 
ertrag wurde  als  Wertmaßstab  vollständig  beseitigt  und  die  Be-  P 

1)  Stenographische  Berichte  des  preuliischen  Abgeordnetenhauses.  Sitzung  j 

vom  12.  Dez.  Ibt>7.  ‘ 

2)  PoscHiNGER  a.  a.  0.  III.  S.  170.  | 

Nicht  gewährt  wurde  die  Depositalfähigi:eit  der  Pfandbriefe.  | 


! 
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Wertung  der  zu  beleihenden  Pfandobjekte  ganz  in  das  Ermessen  der 
Bankleitung  gelegt.  Nach  Art.  36  c und  63  der  Statuten  erläßt 
der  Verwaltungsrat  (Aufsichtsratj  der  Bank  die  Ausführungsbestim- 
mungen, nach  denen  die  Wertermittelungen  zu  treffen  sind.  Das 
Statut  (Art.  63)  enthält  nur  allgemeine  Bestimmungen  über  die  An- 
haltspunkte, die  bei  der  Taxe  berücksichtigt  werden  sollen.  Maß- 
gebend ist  in  allen  Fällen  sowohl  der  Ertragswert  als  auch  der  durch 
unverdächtige  Eiwerbsdokumente  oder  auf  anderem  Wege  ermittelte 
\ erkaufswert.  Die  Höhe  der  zulässigen  Beleihung  wird  für  Liegen- 
schaften auf  -j:i,  für  Gebäude  auf  die  Hälfte  des  so  ermittelten 
Wertes  festgesetzt  (Art.  62).  Der  durch  diese  große  Freiheit  be- 
gründeten Ausdehnung  des  Geschäftskreises  wird  in  den  Art.  5 und 
1 4 Rechnung  getragen,  nach  welchen  die  Gesamtsumme  der  von  der 
neuen  Gesellschaft  in  Umlauf  gesetzten  Pfandbriefe,  die  nach  den 
Normativbestimmungen  den  zehnfachen  Betrag  des  Grundkapitals 
nicht  überschreiten  sollte,  auf  den  zwanzigfachen  Betrag  des  bar  ein- 
gezahlten Aktienkapitals  erhöht  wurde.  Diese  Erweiterung  des  Pfand- 
briefmaximums ist  später  auch  einzelnen  anderen  Banken  gewährt 
worden. 

Von  gleicher  Bedeutung  wie  die  Befreiung  von  der  schablonen- 
haften Taxierung  nach  dem  Grundsteuerreinertrag  war  die  durch 
Art.  71  und  66  aufgehobene  Beschränkung  der  Ausgabe  kündbarer 
Darlehen  und  der  Verzicht  auf  ein  Amortisationsminimum  von  ‘ 2 0 
(Art.  68).  Die  Normativbestimmungen  enthalten  zwar  keine  Bestim- 
mungen über  die  Ausgabe  kündbarer  Darlehen.  Doch  finden  wir, 
wie  im  nächsten  Abschnitt  gezeigt  werden  wird,  in  den  Statuten 
fast  sämtlicher  Hypothenbanken  eine  Vorschrift,  welche  die  Gewäh- 
rung solcher  kündbaren  Hypotheken  auf  den  Betrag  des  Aktien- 
kapitals beschränkt.  Trotz  Widerstrebens  der  Banken  mußten  sie  diese 
Bestimmung  in  ihre  Statuten  aufnehmen.  Der  Preußischen  Central- 
bodenkredit-Aktiengesellschaft wurde  auch  hierin  volle  Freiheit  gelassen 
(Art.  71).  Es  wurde  ihr  gestattet,  kündbare  Darlehen  nach  Belieben 
zu  gewähren.  Die  Rückzahlung  dieser  Hypotheken  erfolgt  entweder 
zu  einem  bestimmten  Termin,  bis  zu  welchem  die  Schuld  unkünd- 
bar ist,  oder  nach  vorhergehender  Kündigungsfrist,  die  im  allge- 
meinen sechs  Monate  nicht  überschreiten  soll.  Die  Rückzahlung  der 

.()  Statuten  der  Preußischen  Centralbodenkredit  - .Aktiengesellschaft  vom 
21.  März  1870. 

Franken,  Hypothekenbanken.  o 
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unkündbaren  Darlehen  erfolgt  in  Amortisationsraten,  deren  Höhe 
allein  der  freien  Vereinbarung  der  Bank  mit  dem  Schuldner  über- 
lassen ist  (Art.  (58).  Namentlich  diese  letzte  Neuerung  war  von 
größter  Bedeutung. 

In  den  ersten  Statuten  vom  21.  März  1870  war  der  Wirkungs- 
kreis der  Preußischen  Centralhodenkredit-Aktiengesellschaft  wie  der 
der  meisten  anderen  Hypothekenbanken  auf  das  preußische  Staats- 
gebiet beschränkt ; aber  schon  am  10.  Mai  1871  wurde  er  mit  mini- 
sterieller Genehmigung  auf  das  Gebiet  des  ganzen  Deutschen  Reichs 
ausgedehnt  (Art.  6). 

War  durch  diese  Bestimmungen  die  Bewegungsfreiheit  des  neuen 
Instituts  eine  beträchtlich  größere  als  die  der  übrigen  preußischen 
Banken,  so  gewährte  die  Regierung  ihm  auch  auf  dem  Gebiete  des 
Pfandbriefabsatzes  solche  Vorzüge,  daß  eine  Konkurrenz  der  anderen 
Banken  auch  hier  gänzlich  ausgeschlossen  wurde.  Sie  verlieh  der 
Bank  das  Zeugnis  der  größten  Vertrauenswürdigkeit  dadurch,  daß  I 

sie  die  Bestellung  des  Vorstandes  von  der  Bestätigung  des  Königs 
abhängig  machte  (Art.  23).  In  den  Augen  des  kaufenden  Publikums 
mußte  diese  Bevorzugung  einer  einzigen  Bank  die  Pfandbriefe  dieses 
Instituts  als  besonders  sicher  erscheinen  lassen.  Das  Vertrauen  zu 
diesen  Papieren  wurde  aber  noch  bedeutend  gestärkt  durch  die  Be- 
Stellung  eines  ständigen  Eegierungskommissars,  der  den  Geschäfts- 
betrieb  der  Bank  dauernd  zu  überwachen  liat  (Art.  60).  Außerdem  | 

sollte  die  Generalversammlung  der  Aktionäre  drei  ständige  Revi- 
soren wählen.  Diese  Revisoren  haben  die  Ausgabe  der  Pfandbriefe 
sowie  die  Beobachtung  der  hiermit  im  Zusammenhänge  stehenden 
Vorschriften  der  Statuten  zu  kontrollieren.  Sie  haben  ferner  in  Ge- 
meinschaft mit  dem  Verwaltungsrat  die  Inventarien,  Jahresrechnungen  j 

und  Bilanzen,  sowie  zeitweilig  die  Kassen  und  Portefeuilles  der  Ge-  I 

Seilschaft  zu  prüfen.  Soweit  hierzu  erforderlich,  sind  sie  berechtigt,  i 

jederzeit  Einsicht  in  die  Bücher,  Rechnungen,  Korrespondenzen  und  | 

Urkunden  der  Gesellschaft  zu  nehmen  (Art.  43).  Schien  es  sonach,  | 

als  oh  hierdurch  eine  genaue  Beobachtung  der  Statuten  garantiert 
würde,  so  wurde  dem  auch  äußerlich  dadurch  Ausdruck  gegeben, 
daß  der  Kommissar  sowie  einer  der  drei  Revisoren  auf  den  aus- 
zugebenden Pfandbriefen  das  Vorhandensein  der  statutenmäßigen 
Deckung  und  die  Befolgung  der  Bestimmungen  über  die  Gesamte 
summe  der  Pfandbriefe  durch  ihre  Unterschrift  zu  bestätigen  haben 


Die  Entwickelung  der  llypothekeubankpolitik  in  PreuCen. 


19 


(Art.  60  und  74).  Als  drittes  Mittel  endlich,  den  „Central "-Pfand- 
briefen einen  sicheren  und  stetigen  Absatz  zu  schaffen,  dient  die 
Bestimmung  des  Art.  81,  nach  welchem  die  von  der  Bank  erworbenen 
Hypotheken forderungen  nicht  für  sämtliche  Verbindlichkeiten  der 
Gesellschaft  haften  sollen.  Sie  werden  vielmehr  aus  deren  Vermögen 
ausgeschieden  und  ausschließlich  als  Sicherheit  für  die  Inhaber  von 
„Central “-Pfandbriefen  unter  Mitverschluß  des  Staatskommissars 
deponiert. 

Mit  dieser  Befreiung  von  den  lästigen  Vorschriften  der  Normativ- 
bestimmungen und  der  großen  Erweiterung  des  Geschäftsbetriebes 
der  neuen  Bodenkreditbank  stellte  die  Regierung  dem  Institut  auch 
eine  neue  Aufgabe.  Die  Gesellschaft  sollte  sich  nicht  auf  die  hypo- 
thekarische Beleihung  des  Grundbesitzes  und  die  Ausgabe  von  Pfand- 
briefen beschränken.  Sie  sollte  vielmehr  eine  Zentralstelle  werden 
für  sämtliche  landschaftlichen  wie  kapitalistischen  Bodenkredit- 
anstalten Preußens,  eine  Zentralstelle,  die  den  Pfandbriefverkauf 
sämtlicher  Institute  regeln  und  von  den  lokalen  Marktverhältnissen 
unabhängig  machen  soll.  Die  Bank  ist  berechtigt  (Art.  4),  mit  den 
bestehenden  landschaftlichen  Vereinen  und  Grundkreditanstalten  be- 
sondere Verträge  abzuschließen,  nach  welchen  die  einzelnen  Institute 
auf  die  Ausgabe  eigener  Pfandbriefe  verzichten,  statt  dessen  das 
Zentralinstitut  für  Rechnung  der  einzelnen  Gesellschaften  „Central  “- 
Pfandbriefe  emittiert.  Zur  Verzinsung  und  Amortisation  dieser  „Cen- 
traP‘-Pfandbriefe  leisten  die  Gesellschaften  entsprechende  Zahlungen 
au  die  Zentralbank.  Der  Grund  für  diese  neue  Aufgabe  lag  in  dem 
Umstand,  daß  die  geringen  Erfolge,  welche  die  Hypothekenbanken 
in  den  ersten  Jahren  ihres  Bestehens  erzielten,  zum  Teil  auf  die 
Schwierigkeiten  zurückgeführt  wurden,  die  mit  dem  Pfandbriefver- 
kauf verbunden  waren.  Die  Regierung  glaubte  nun  in  der  Zentrali- 
sierung der  Pfandbriefe  ein  Mittel  gefunden  zu  haben,  den  Absatz 
zu  regeln.  Dieser  Gedanke  veranlaßte  sie,  mit  dieser  einen  neuen 
Aufgabe  noch  eine  zweite  zu  verbinden:  die  Zentralisierung  der  Kom- 
munalanleihen. Auch  die  öffentlichen  Verbände  litten  wie  die  Hypo- 
thekenbanken unter  der  Schwierigkeit,  ihre  Schuldverschreibungen 
zu  günstigen  Kursen  auszugeben.  Das  mobile  Kapital  wurde  von 
der  Industrie  und  dem  Handel  so  stark  in  Anspruch  genommen,  daß 
fest  verzinsliche  Papiere  nur  schwer  zu  verkaufen  waren.  Besonders 
litten  kleinere  Verbände  unter  diesem  Druck,  da  ihre  Obligationen 
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fast  ganz  auf  den  lokalen  Markt  angewiesen  waren.  Dieser  Um- 
stand bewog  die  Regierung,  das  neue  Institut  auch  in  den  Dienst 
des  Kommunalkredits  zu  stellen.  Nach  Art.  2,  a S3  und  84  ist  die 
Clesellschaft  berechtigt,  an  Provinzen,  Kreise,  Städte  und  Landes- 
meliorationsgesellschaften auch  ohne  hypothekarische  Sicherheit  Dar- 
lehen zu  gewähren  und  auf  Grund  dieser  Forderungen  fest  verzins- 
liche Obligationen  auszugeben.  Das  Deckungsverhältnis  der  Bank- 
forderungen und  der  ausgegebenen  „KommunaU-Obligationen  ist  das 
gleiche  wie  bei  den  Pfandbriefen.  Der  Zweck  dieser  Aufgabe  war, 
die  unendlich  zahlreichen  Anleihen  kleiner  und  kleinster  Verbände, 
die  sich  gegenseitig  Konkurrenz  boten,  durch  „ CentraP-Obligationen 
zu  ersetzen. 

Nach  Gründung  der  Preußischen  Centralbodenkredit-Aktiengesell- 
schaft bestanden  im  preußischen  Staate  sechs  Hypothekenaktienbanken, 
von  denen  die  „Erste  preußische  Hypothekenaktienbank“  (gegr  1864, 
Berlin),  die  „Preußische  Hypothekenaktienbunk“  (gegr.  1864,  Berlin), 
die  „Pommersche  Hypothekenaktienbank“  (gegr.  1866,  Cöslini  und 
die  „Preußische  Bodenkreditaktienbank“  (gegr.  1868,  Berlin)  den  Nor- 
mativbestimmungen unterstanden,  während  die  1862  vor  der  An- 
nexion Frankfurts  gegründete  „Frankfurter  Hypothekenaktienbank“ 
und  die  „Preußische  Centralbodenkredit-Aktiengesellschaft“  den  preu- 
ßischen Bestimmungen  nicht  unterworfen  waren.  Zwei  Jahre  später, 
im  Jahre  1872,  erlangten  zwei  weitere  Banken  die  Konzession  der  Re- 
gierung, die  „Schlesische  Bodenkredit- Aktiengesellschaft  in  Breslau  und 
die  „Deutsche  Hypothekenbank-Aktiengesellschaft  in  Berlin“,  die  ihre 
Statuten  ebenfalls  den  Normativbestimmungen  anpassen  mußten,  wäh- 
rend in  demselben  Jahre  die  „Erste  preußische  Hypothekenbank“  liqui- 
dierte, da  sie  eine  gedeihliche  Entwickelung  unter  der  Herrschaft  der 
geltenden  Bestimmungen  für  ausgeschlossen  hielt.  Es  bestanden  also 
damals  zwei  Arten  von  Hypothekenaktienbanken,  auf  der  einen  Seite  die 
nicht  unter  den  Normativbestimmungen  stehenden  Frankfurter  Hypo- 
thekenaktienbank und  die  Preußische  Centralbodenkredit-Aktienge- 
sellschaften, auf  der  anderen  Seite  die  fünf  Normativbanken.  Da  aber 
die  Normativbestimmungen  den  Charakter  von  Verwaltungs Vorschriften 
hatten  und  nicht  in  Form  eines  Gesetzes  erlassen  waren,  glaubte  die 
Regierung,  sich  bei  der  Konzessionierung  von  Hypothekenbanken  nicht 
streng  an  sie  halten  zu  müssen.  Sie  hat  dies  1893  bei  Erlaß  der 


neuen  Normativbestimmungen  auch  ausdrücklich  bekannt  gegeben.  ’) 
Während  sie  teils  Abweichungen  gestattete,  machte  sie  teils  die 
Genehmigung  der  Statuten  von  der  Aufnahme  von  Vorschriften  ab- 
hängig, die  in  den  Normativbestimmungen  nicht  enthalten  waren. 
Es  herrschte  also  nicht  nur  ein  prinzipieller  Unterschied  zwischen 
Normativbanken  und  freien  Banken,  sondern  auch  die  Statuten  der 
Normativbanken  stimmten  nicht  überein.  Infolgedessen  gestaltete 
sich  die  Konkurrenz  unter  den  Instituten  sehr  ungleich. 

Nach  den  Normativbestimmungen  sollte  der  Grundsteuerrein- 
ertrag und  der  Gebäudesteuernutzungswert  als  alleiniger  Wertmaß- 
stab bei  der  Wertermittelung  der  Pfandobjekte  dienen.  Für  die 
Taxierung  von  Gebäuden  kam  die  Feuerversicherungssumme  als  Maß- 
stab insofern  in  Betracht,  als  die  Beleihung  einen  bestimmten  Teil 
dieser  Summe  nicht  überschreiten  durfte.  Grundlage  der  Taxe  blieb 
aber  in  allen  Fällen  der  Gebäudesteuernutzungswert,  durch  die  Feuer- 
versicherungssumme wurde  nur  eine  Höchstgrenze  bestimmt.  Im 
allgemeinen  ist  an  dieser  Bestimmung  in  den  Statuten  auch  fest- 
gehalten worden.  Doch  ist  außerdem  allen  Banken  auch  die  Be- 
nutzung landschaftlicher  Taxen  gestattet  worden.  Von  großer  Be- 
deutung war  diese  Abweichung  von  den  Normativbestimmungen  zwar 
nicht,  da  die  Landschaften  sich  hüteten,  für  ihre  Konkurrenzinstitute 
Taxen  aufzunehmen.  Die  Benutzung  einer  landschaftlichen  Taxe 
kam  für  die  Hypothekenbanken  in  Frage,  wenn  das  landschaftliche 
Darlehen  zwei  Drittel  des  ermittelten  Wertes  des  Pfandobjektes  nicht 
erreichte  und  eine  zweitstellige  Hypothek  innerhalb  der  ersten  zwei 
Drittel  hinter  der  Landschaft  ermöglichte. 

Die  Regierung  gestattete  aber  zugunsten  einer  einzigen  Bank 
noch  eine  zweite  Abweichung  von  § 1 der  Normativbestimmungen, 
die  viel  wichtiger  war  als  die  erste.  In  einem  Statutennachtrag 
von  1872  erlaubte  sie  der  Pommerschen  Hypothekenaktienbank  bei 
der  hypothekarischen  Beleihung  von  Gebäuden  in  Städten,  in  welchen 
die  Versicherung  der  Gebäude  gegen  Feuersgefahr  bei  öffentlichen 
Feuersozietäten  vorgeschrieben  war,  vom  Gebäudesteuernutzungswert 
abzusehen  und  die  Feuerversicherungssumme  als  alleinigen  Wert- 
maßstab zu  betrachten.^) 

War  somit  schon  bei  der  Bestimmung  der  Wertfaktoren,  die 

1)  Reichsanzeiger  vom  5.  Juli  1^93. 

2)  Preußische  Gesetzessammlung  1ST2.  S.  549. 
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für  die  Taxe  maßgebend  sein  sollten,  die  Übereinstimmung  mit  den 
Normativbestimmungen  und  eine  Einheitlichkeit  nicht  gewahrt,  so 
noch  viel  weniger  bei  der  Festsetzung  der  Beleihungsgrenze.  Nach 
den  Normativbestimmungen  sollte  die  Beleihung  über  den  zwanzig- 
fachen Betrag  des  Grundsteuerreinertrags  und  den  zehnfachen  Be- 
trag des  Gebäudesteuernutzungswertes  nicht  hinausgehen.  Aber 
keine  der  fünf  Normativbanken  war  wenigstens  bei  ländlichen  Liegen- 
schaften statutenmäßig  an  diese  Bestimmung  gebunden.  Die  Höhe 
der  Darlehen  auf  Gebäude  war  zwar  für  sämtliche  Banken  mit  Aus- 
nahme der  Pcmmerschen  Hypothekenbank  den  Normativbestim- 
mungen gemäß  auf  den  zehnfachen  Geb äudesteuernutzungs wert  fest- 
gelegt. Für  ländliche  Liegenschaften  aber  galt  die  Vorschrift  des 
§ 1 der  Normativbestimmungen  nur,  soweit  Liegenschaften  ohne 
Baulichkeiten  in  Frage  kamen.  Waren  dagegen  die  Grundstücke 
mit  landwirtschaftlichen  Gebäuden  besetzt,  so  wurde  ihre  Beleihungs- 
fähigkeit bis  zum  Betrage  des  fünf-  und  zwanzigfachen  Grundsteuer- 
reinertrags abzüglich  der  fünf-  und  zwanzigfachen  Grundsteuer  er- 
weitert. ') 

Schon  bald  nach  der  Gründung  der  Preußischen  Centralboden- 
kredit-Aktiengesellschaft gewährte  die  Regierung  den  Normativbanken 
auch  eine  Erweiterung  des  § 3 der  Normativbestimmungen,  nach  wel- 
chem die  Summe  der  ausgegebenen  Pfandbriefe  den  zehnfachen  Be- 
trag des  Aktienkapitals  nicht  überschreiten  durfte.  Wie  bei  dem 
Zentralinstitut  wurde  die  Gesamtsumme  innerhalb  weniger  Jahre 
auf  den  zwanzigfachen  Betrag  des  Grundkapitals  erhöht. 

Neben  diesen  Erweiterungen  der  Normativbestimmungen  findet 
sich  in  den  Statuten  der  Banken  aber  auch  eine  den  Geschäfts- 
betrieb einengende  Bestimmung,  die  in  den  Normativbestimmungen 
nicht  enthalten  war,  die  schon  im  vorigen  Abschnitt  erwähnte  Be- 
schränkung der  Ausgabe  kündbarer  Darlehen.  Diese  Beschränkung 
haben  außer  der  Pommerschen  Hypotheke naktienbank,  die  von  An- 
fang an  auf  diesem  Gebiete  volle  Freiheit  besaß  (§  1 8 der  Statuten)  -), 
sämtliche  Normativbanken  in  ihre  Statuten  aufnehmen  müssen.  Doch 
ist  der  Höchstbetrag  der  kündbaren  Darlehen  auch  nicht  bei  allen 
Instituten  gleich.  Während  bei  der  Preußischen  Hypothekenaktien- 

1)  Amtsblatt  der  königlichen  Regierung  zu  Potsdam  vom  19.  Dezember 
1873  ; vom  24.  Juli  1874;  vom  2.  Juli  1875;  vom  24.  Juli  1891. 

2)  Preußische  Gesetzessammlung  1806.  S.  794. 
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bank  •),  der  Preußischen  Bodenkreditaktienbank '-)  und  der  Schlesi- 
schen ßodenkreditaktienbank^i  in  Breslau  die  Summe  der  kündbaren 
Hypotheken  das  bar  eingezahlte  Grundkapital  nicht  überschreiten 
durfte,  war  für  die  Deutsche  Hypothekenaktienbank  die  Gesamt- 
summe auf  den  Betrag  des  Aktienkapitals  zuzüglich  des  halben  Re- 
servefonds festgesetzt.  Die  von  dieser  Vorschrift  betrofi'enen  Banken 
haben  oft  den  Versuch  gemacht,  von  der  Regierung  die  Aufhebung 
dieser  Beschränkung  zu  erlangen. ä)  Doch  ist  dies  nur  der  Deutschen 
Hypothekenaktienbank  gelungen.  In  einem  Statutennachtrag  vom 
5.  Mai  1882  wurde  ihr  die  unbeschränkte  Ausgabe  kündbarer  Dar- 
lehen gestattet. 

Es  ist  begreiflich,  daß  bei  dieser  Verschiedenheit  in  den  Rechten 
und  Beschränkungen  der  verschiedenen  Banken,  vor  allem  der  nicht 
unter  den  preußischen  Bestimmungen  stehenden  und  der  an  die 
Normativbestimmungen  gebundenen  Institute,  häufig  Versuche  ge- 
macht wurden,  die  auf  Abschaffung  der  Normativbestimmungen  und 
Gleichstellung  sämtlicher  Banken  hinzielten.  Diese  Bestrebungen 
gingen  nicht  nur  aus  den  Kreisen  der  unter  der  Ungleichheit  leiden- 
den Banken,  sondern  auch  der  kreditsuchenden  Grundbesitzer  hervor. 
Am  15.  März  1883*’)  reichte  eine  Vereinigung  von  Grundbesitzern 
dem  Herrenhause  durch  ein  Mitglied  des  Hauses,  Detek,  einen  An- 
trag ein,  der  vor  allem  die  Beseitigung  des  Steuerreinertrages  als 
Wertmaßstab  forderte.  Man  argumentierte  richtig,  daß  es  doch  un- 
billig sei,  wenn  einem  Institut,  der  Preußischen  Centralbodenkredit- 
Aktiengesellschaft  völlige  Freiheit  auf  dem  Gebiete  des  Taxverfahrens 
gewährt  würde,  sämtliche  übrigen  Banken  an  einen  Maßstab  zu  binden, 

1)  Preußische  Gesetzessammlung  1864.  S.  2s5  ff.  Der  Betrag  wurde  1879 
erweitert  aut  die  Höhe  des  Aktienkapitals  zuzüglich  des  halben  Reservefonds. 
Amtsblatt  der  königlichen  Regierung  zu  Potsdam  vom  3.  Oktober  1879. 

2)  Preußische  Gesetzessammlung  1869.  S.  121  §24.  In  einem  Statuten- 
nachtrag von  1874  wurde  der  Betrag  auf  die  Summe  des  Aktienkapitals  und 
des  halben  Reservefonds  erhöht.  Amtsblatt  der  königlichen  Regierung  zu 
Potsdam  vom  24.  Juli  1874. 

3)  Preußische  Gesetzessammlung  1872.  S.  227  § 38. 

4)  Preußische  Gesetzessammlung  1872.  S.  558. 

.7)  So  z.  B.  von  der  Preußischen  Hypothekenaktienbank  in  den  Jahren 
1881,  1883,  1884.  Geschäftsbericht  für  1884  (Deutscher  Ökonomist  Nr.  118). 

6)  Stenographische  Berichte  der  Verhandlungen  des  Herrenhauses.  Sitzung 
vom  15.  März  1883.  S.  13U. 
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der  vielleicht  bei  der  Bewertung  der  Pfandobjekte  nebenbei  berück- 
sichtigt werden  könnte,  der  aber  niemals  eine  freie  Taxe  ersetzen  dürfe. 
Neben  der  freien  Taxe  befürwortete  der  Antrag  weiter  die  Aufhebung 
der  schon  früher  der  Pommerschen  Hypothekenaktienbank  und  später 
der  Deutschen  Hypothekenbank- Aktiengesellschaft  erlassenen  Be- 
schränkung der  Ausgabe  kündbarer  Darlehen  und  endlich  die  Besei- 
tigung des  Amortisationsminimuins  von  b'i  '' «•  Die  zur  Beratung  ge- 
wählte Kommission  stellte  die  hervorgehobenen  Mängel  nicht  in 
Abrede,  glaubte  aber  einen  Ausweg  nicht  schaffen  zu  können  und 
lehnte  das  Gesuch  ab,  das  infolgedessen  im  Plenum  gar  nicht  zur 
Beratung  kam. 

Ein  ähnliches  Schicksal  erlebte  der  am  Kl.  Mai  1S83')  dem 
Herrenhause  durch  Dr.  Wakniger  vorgelegte  Antrag  des  Zentral- 
verbandes der  Haus-  und  Grundbesitzervereine  Deutschlands.  Das 

• • 

Gesuch  erstrebte  dieselben  Änderungen  wie  der  DeterscIio  Antrag. 
In  der  Begründung  wurde  besonders  auf  die  Konkurrenz  der  auber- 
preußischen  Hypothekenbanken  hingewiesen,  die,  ohne  unter  den 
Normativbestimmungen  zu  stehen,  einen  großen  Teil  ihrer  Tätigkeit 
nach  Preußen  verlegt  hätten.  Die  Vertreter  der  königlichen  Regierung 
gaben  in  der  Justizkommission,  an  die  dieser  Antrag  ebenfalls  ver- 
wiesen wurde,  die  vorhandenen  Übelstände  zu.  Doch  fanden  sie 
den  Grund  für  die  Mißstände  nicht  vorzugsweise  in  den  bestehenden 
Normativbestimmungen,  sondern  vielmehr  darin,  daß  die  außer- 
preußischen Banken  nicht  an  diese  gebunden  waren  und  sie  daher 
ein  nicht  gerechtfertigtes  Übergewicht  über  die  preußischen  Institute 
erhalten  hätten.  Auf  die  Normativbestimmungen  glaubte  die  Re- 
gierung aber  nicht  verzichten  zu  dürfen.  Hie  dachte  vielmehr  daran, 
durch  Vereinbarung  mit  den  übrigen  Bundesstaaten  oder  durch  reichs- 
gesetzliche Regelung  die  außerpreußischen  Banken  unter  ähnliche 
Bestimmungen  stellen  zu  können. 

Die  Bestrebungen  der  Hypothekenbanken  selbst  richteten  sich 
im  wesentlichen  auf  dieselben  drei  Punkte  wie  die  oben  genannten 
Anträge  der  Grundbesitzer.  Außer  der  Deutschen  Hypothekenbank- 
Aktiengesellschaft  (der  die  unbeschränkte  Ausgabe  kündbarer  Dar- 
lehen gestattet  wurde)  hat  kein  Institut  ein  Entgegenkommen  von 
seiten  der  Regierung  gefunden. 

1)  Stenographische  Berichte  derVerhandlungen  des  Herrenhauses.  Sitzung 
vom  Io.  Mai  lS8:h  S.  2o(>/T. 
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IV.  Die  Normativbestimmungen  vom  27.  Juni  1893. 

Trotz  der  von  allen  Seiten,  selbst  von  der  Regierung  aner- 
kannten Untauglichkeit  der  Normativbestimmungen  von  l&ß3  haben 
diese  doch  dreißig  Jahre  lang  allen  Anstürmen  getrotzt  und  den 
preußischen  Hypothekenbanken  einen  dornenvollen  Weg  vorgezeichnet. 
Aber  auch  sie,  die  von  unvergänglicher  Dauer  schienen,  mußten 
endlich  fallen.  Sie  wurden  1S93  seitens  der  Minister  des  Innern, 
der  Justiz,  der  Finanzen  und  der  Landwirtschaft  einer  Revision  unter- 
zogen, die  den  Erlaß  neuer  Normativbestimmungen  am  27.  Juni  1S93 
zur  Folge  hatte.  In  den  neuen  Normativbestimmungen  hat  die 
preußische  Regierung  ihren  bisherigen  Standpunkt  in  der  Hypotheken- 
bankfrage aufgegeben.  Ihr  früheres  Mißtrauen  weicht  hier  der  Er- 
kenntnis, daß  die  Bodenkreditaktienbanken  tatsächlich  einem  volks- 
wirtschaftlichen Bedürfnis  entsprachen  und  nicht  durch  staatliche 
Bevormundung  in  ihrer  Entwickelung  gehindert  werden  dürfen,  sollen 
sie  ihren  Zweck  erfüllen  und  der  volkswirtschaftlichen  Entwickelung 
Rechnung  tragen.  Überdies  hatten  ihr  die  Vorgänge  bei  der  Pomnier- 
sclien  Hypothekenaktienbank  in  den  80er  Jahren  gezeigt,  daß  die 
alten  Normativbestimmungen  auch  trotz  ihrer  engen  Vorschriften 
nicht  im  stände  waren,  die  Solidität  der  Institute  zu  garantieren. 

Die  neuen  Normativbestimmungen,  die  im  wesentlichen  den  Sta- 
tuten der  Preußischen  Centralbodenkredit-Aktiengesellschaft  nachge- 
bildet waren,  erfüllten  die  meisten  und  wichtigsten  Forderungen  der 
Banken.  Die  Regierung  läßt  den  Steuerreinertrag  als  Wertmaßslab 
gänzlich  fallen  und  beschränkt  sich  auf  ganz  allgemeine  Bestimmungen 
über  die  Wertsermittelung.  Nach  § 3 muß  die  bei  der  Beleihung  der 
Pfandobjekte  angenommene  Sicherheit  sowohl  durch  den  Ertrags- 
wie  Verkaufswert  vollkommen  gerechtfertigt  sein.  Die  Beleihung  von 
Bauplätzen  und  noch  nicht  fertig  gestellten  Neubauten  ist  demnach, 
da  sie  ja  einen  Ertrag  nicht  gewähren,  ausgeschlossen.  Bei  der  Ab- 
schätzung sind  lediglich  die  dauernden  Eigenschaften  und  der  Er- 
trag zu  berücksichtigen,  den  das  Objekt  bei  gewöhnlicher  Bewirt- 
schaftung in  den  Händen  eines  jeden  Besitzers  gewähren  kann. 
Während  bisher  nur  der  Ertrag  und  zwar  nicht  der  tatsächlich  er- 
zielte Ertrag  der  letzten  Jahre,  sondern  der  zum  Zweck  der  Steuer- 
veranlagung ermittelte  Ertrag  bei  der  Bewertung  berücksichtigt  wurde, 
können  nach  § 3 neuer  Fassung  auch  die  sonstigen  Eigenschaften, 
die  sich  nicht  unmittelbar  im  Ertrage  zeigen  müssen,  mit  in  Betracht 
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gezogen  werden.  Von  dem  nach  eigener  Taxe  gefundenen  Werte 
dürfen  bei  ländlichen  Liegenschaften  zwei  Drittel,  bei  städtischen 
Objekten  die  Hälfte  belieben  werden.  In  Städten  mit  normal 
fortschreitender  Entwickelung  darf  bei  besonders  guter  Lage  des 
Grundstückes  die  Beleihung  bis  zu  bO'f/o  des  Wertes  ausgedehnt 
werden. 

Überdies  wurde  der  Geschäftsbetrieb  der  Hypothekenbanken  noch 
dadurch  erweitert,  daß  neben  Hypotheken  auch  Grundschuldforde- 
rungen zur  Pfandbriefdeckung  zugelassen  wurden.  Die  oft  geforderte 
Befreiung  von  dem  Zwang,  in  der  Regel  nur  unkündbare  Darlehen 
zu  geben,  wurde  zwar  nicht  in  vollem  Umfang  gewährt,  doch  wurde 
der  Höchstbetrag  solcher  Hypotheken,  der  sich  bisher  entweder  auf 
den  Betrag  des  Aktienkapitals  oder  des  Aktienkapitals  zuzüglich  des 
halben  Reservefonds  belief,  beträchtlich  erhöht.  Nach  den  neuen 
Normativbestimmungen,  die  auch  auf  diesem  Gebiete  Einheitlichkeit 
herstellten,  darf  die  Hälfte  sämtlicher  Forderungen  zur  Pfandbrief- 
deckung  aus  kündbaren  Hypotheken  bestehen  (§  2).  Die  Regierung 
geht  aber  noch  einen  Schritt  weiter.  Sie  bestimmt  (§  7j,  daß  jedem 
Darlehnsnehmer  urkundlich  das  Recht  eingeräumt  werden  muß, 
spätestens  nach  Ablauf  des  zehnten  Jahres  nach  der  Darlehnsauf- 
nahme seine  Schuld  ganz  oder  teilweise  zurückzuzahlen.  Dadurch 
wird  auch  das  unkündbare  Darlehen  für  den  Schuldner  nach  Ab- 
lauf der  zehnjährigen  Frist  tatsächlich  ein  kündbares,  während  der 
Bank  auch  dann  noch  nicht  ein  Kündigungsrecht  zusteht.  Den  Be- 
strebungen, die  auf  Herabsetzung  der  Amortisationsquote  bei  un- 
kündbaren Darlehen  hinzielten,  gab  die  R(*gierung  kein  Gehör.  Sie 
hielt  an  dem  Minimum  von  1/2  “/o  fest,  da  sie  glaubte,  daß  in  Er- 
mangelung eines  solchen  Minimums  der  beabsichtigte  Zweck,  all- 
mähliche Abstoßung  der  Schuld  während  eines  Menschenalters,  nicht 
erreicht  werden  könnte. 

Die  Normativbestimmungen  von  1893  enthalten  außer  den  oft 
geforderten  Erleichterungen  noch  eine  Anzahl  von  neuen  Bestim- 
mungen, die  das  Verhältnis  der  Darlehnsnehmer  zur  Bank  einheit- 
lich regeln  und  den  Schuldner  vor  Übervorteilung  schützen  sollen. 
Nach  § 4 dürfen  die  Darlehen  nur  in  barem  Gelde  gegeben  werden. 
Diese  Bestimmung  soll  verhindern,  daß  beim  Verkauf  der  früher  oft 
nach  dem  Beispiel  der  Landschaften  als  Darlehnsvaluta  gegebenen 
Pfandbriefe  der  Schuldner  eventuell  Kursiiifferenzen  zu  tragen  hat. 
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Einen  neuen  Vorteil  brachte  ferner  der  § 6 dem  Schuldner.  Hier- 
nach ist  die  Bank  verpflichtet,  sobald  10  "’u  oder  bei  eintretender 
Veräußerung  des  Pfandobjektes  schon  wenn  5 'Vn  der  Schuld  getilgt 
sind,  dem  Schuldner  auf  Verlangen  Quittung  und  Löschungsbe- 
willigung für  den  getilgten  Betrag  zu  erteilen.  Durch  die  hierdurch 
entstehende  Eigentümerhypothek  wurde  es  dem  Grundbesitzer  er- 
möglicht, für  den  getilgten  Teil  des  Darlehens  eine  neue  Anleihe 
aufzunehmen  oder  aber  mit  der  Bank  für  den  Rest  der  Schuld  einen 
neuen  Tilgungsplan  zu  vereinbaren  und  so  seine  jährlichen  Leistungen 
zu  vermindern. 

Die  preußische  Regierung  glaubte  aber  der  in  den  neuen  Nor- 
mativbestimmnngen  den  Banken  gewährten  Freiheit  der  Werter- 
mittelung ein  Gegengewicht  entgegenstellen  zu  müssen.  Die  Be- 
sorgnis vor  zu  hoher  Beleihung  der  Pfandobjekte,  die  sie  1863  ver- 
anlaßte,  den  Hypothekenbanken  die  Taxierung  ganz  aus  den  Händen 
zu  nehmen,  war  auch  jetzt  noch  nicht  völlig  geschwunden.  Die 
Regierung  glaubte  aber  durch  eine  intensive  Kontrolle  des  gesamten 
Geschäftsverfahrens  der  Institute  einer  solchen  Gefährdung  der  Pfand- 
briefgläubiger Vorbeugen  zu  können.  Sie  bestimmt  deshalb  (ij  3), 
daß  die  vom  Aufsichtsrat  der  Banken  zu  erlassenden  genauen  Aus- 
führungsbestimmungen über  das  Taxverfahren  der  Aufsichtsbehörde 
zur  Prüfung  vorzulegen  seien.  Zur  fortlaufenden  Kontrolle  der  ein- 
zelnen Beleihungsgeschäfte  müssen  die  Institute  mit  dem  jährlichen 
Geschäftsabschluß  ein  Verzeichnis  der  vorgekommenen  Beleihungen 
einreichen,  aus  welchem  das  Verhältnis  der  angenommenen  Be- 
leihungswerte zu  den  Grund  steuerrein  ertrügen  bezw.  Gebäudesteuer- 
nutzungswerten zu  ersehen  ist.  Für  die  Aufstellung  der  Bilanz  und 
der  Gewinn-  und  Verlustrechnung,  die  im  allgemeinen  den  Vor- 
schriften der  Artikel  3 1 und  1 85  a (§§  40  und  261)  des  Handels- 
gesetzbuches unterliegen,  kommen  noch  die  besonderen  Bestimmungen 
der  §§  8 und  9 der  Normativbestimmungen  von  1 893  in  Anwendung, 
die  einen  genauen  Einblick  in  den  gesamten  Geschäftsbetrieb  der 
Institute  gestatten.  Zur  Wahrnehmung  ihres  Aufsichtsrechtes  be- 
hält sich  die  Regierung  das  Recht  vor  (§  11),  für  beständig  oder 
für  einzelne  Fälle  besondere  Kommissare  zu  ernennen. 

Der  Kreis  der  Nebengeschäfte,  d.  h.  der  Geschäfte,  die  mit  der 
Vermittelung  des  Bodenkredits  nicht  in  unmittelbarem  Zusammen- 
hänge stehen,  begrenzen  die  neuen  Normativbestimmungen  in  der 


28 


1 . Kapitel. 


Hauptsache  auf  die  Nutzbarmachung  der  verfügbaren  Kassenbestände 
und  die  Annahme  von  Depositengeldern.  Die  Gewährung  von  Dar- 
lehen an  Körperschaften  öffentlichen  Rechts  ohne  hypothekarische 
Sicherstellung,  die  1870  der  Preußischen  Centralbodenkredit-Aktien- 
gesellschaft als  neue  Aufgabe  zugeteilt  war,  wurde  jetzt  allen  Ht'po- 
thekenbanken  gestattet. 

Die  in  den  Normativbestimmungen  von  1893  verschärften  Nor- 
men über  das  Aufsichtsrecht  des  Staates  und  die  Veröffentlichung 
der  ßetriebsergebnisse  der  Banken  konnten  die  großen  Vorteile, 
welche  die  neuen  Vorschriften  brachten,  nicht  beeinträchtigen.  Sie 

führten  im  Gegenteil  dazu,  daß  das  Vertrauen  zu  den  Pfandbriefen 

• ■ 

dieser  jetzt  so  sehr  unter  den  Augen  der  Öffentlichkeit  arbeitenden 
Institute  bedeutend  gesteigert  wurde.  Doch  ein  erstrebenswertes  Ziel 
hatten  die  Banken  noch  nicht  erreicht;  die  Anerkennung  der  Mündel- 
sicherheit ihrer  Pfandbriefe.  Schon  wiederholt  waren  Anträge,  die 
auf  Verleihung  dieses  Vorrechtes  hinzielten,  von  der  Regierung  ab- 
gewiesen worden.  In  den  meisten  süddeutschen  Staaten  dagegen 
hatte  man  die  Anlegung  von  Mündel-  und  Stiftungsgeldern  in  Pfand- 
briefen einer  Mehrzahl  von  süddeutschen  Instituten  gestattet.  Diese 
waren  infolgedessen  den  preußischen  Banken  auf  dem  Gebiete  des 
Pfandbriefabsatzes  nicht  unbedeutend  überlegen.  Als  aber  mit  der 
Einführung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  die  Anlegung  von  Mündel- 
geldern für  das  ganze  Reich  einheitlich  geregelt  werden  sollte,  traten 
die  preußischen  Banken  noch  einmal  geschlossen  für  die  Aufnahme 
ihrer  Pfandbriefe  in  die  Klasse  der  mündelsicheren  Papiere  ein. 
Nach  § 1807  BGB.  ist  die  Verwendung  von  Hypothekenbankpfand- 
briefen zur  Anlegung  von  Mündelgeldern  im  allgemeinen  nicht  ge- 
stattet. Doch  bestimmt  Art.  212  des  Einführungsgesetzes  zum  Bürger- 
lichen Gesetzbuch,  daß  die  landesgesetzlichen  A'orschriften , nach 
welchen  gewisse  Wertpapiere  zur  Anlegung  von  Mündelgeldern  für 
geeignet  erklärt  sind,  in  Kraft  bleiben.  Die  einzige  Möglichkeit,  ihr 
Ziel  noch  in  letzter  Stunde  zu  erreichen,  bestand  für  die  preußischen 
Hypothekenbanken  also  darin,  noch  vor  Erlaß  des  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuches die  Regierung  zur  Gewährung  der  Mündelsicherheit  zu 
gewinnen.  Sie  brachten  bei  Gelegenheit  der  Beratung  des  Einfüh- 
rungsgesetzes zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche  im  Abgeordnetenhause 
einen  dahinzielenden  Antrag  ein,  der  aber,  trotzdem  er  in  der  zu 
seiner  Beratung  gewählten  Kommission  eine  günstige  Aufnahme  ge- 
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funden  hatte,  abgelehnt  wurde,  ’j  Als  Hauptgrund  für  die  Abweisung 
des  Antrages  seitens  der  Regierung  machte  der  Laudwirtschafts- 
minister  von  Hammerstein  und  der  Justizminister  Schönstedt  den 
. Umstand  geltend,  daß  sich  die  Tätigkeit  der  Hypothekenbanken  vor- 

wiegend auf  den  städtischen  Grundbesitz  erstrecke.  Der  Wert  der 
städtischen  Grundstücke,  die  vielfach  reine  Spekulationsobjekte  seien, 
Ji  sei  aus  vielen  Gründen  so  großen  Schwankungen  ausgesetzt,  daß  der 

I Staat  eine  dauernde  Garantie,  die  ja  mit  der  Anerkennung  der 

Mündelsicherheit  verbunden  sei,  für  die  Sicherheit  von  Papieren, 
deren  Wert  auf  solchen  Unterlagen  beruhe,  nicht  übernehmen  könne. 
Mit  dem  Fehlschlagen  dieses  letzten  Versuches  ist  die  Frage  der 
Mündelsicherheit  der  preußischen  Hypothekenbankpfandbriefe  end- 
gültig erledigt. 

Die  selbständige  Hypothekeubankpolitik  Preußens  ist  hiermit 
abgeschlossen.  Am  1.  Januar  1900  ist  zugleich  mit  dem  Bürgerlichen 
: ' Gesetzbuch  ein  Reichshypothekenbankgesetz  in  Kraft  getreten,  das 

i die  Einwirkung  der  Einzelstaaten  auf  das  Hypothekenbankwesen  in 

Zukunft  ausschließt  und  ihnen  nur  das  Recht  der  Kontrolle  über 
den  Geschäftsbetrieb  der  Banken,  deren  Hauptniederlassung  in  ihrem 
I Gebiete  liegt,  überträgt. 


2.  Kapitel.  Die  Ordimiig  des  Hypotliekeiibaiikweseiis  durch 

das  Deutsche  Reich. 

Das  Reichshypothekenbankgesetz  vom  13.  Juli  1899  unterscheidet 
sich  von  der  bisherigen  Ordnung  des  Hypothekenbankwesen  durch 
die  Einzelstaaten  schon  äußerlich  in  der  angewandten  Methode. 
Gesetzliche  Bestimmungen  waren  nur  in  wenigen  Staaten  getroffen, 
und  wo  sie  bestanden,  betrafen  sie  nur  die  rechtliche  Sicherstellung 
der  Pfandbriefgläubiger.  Eine  besondere  Regelung  der  inneren 
Verwaltung  der  Bodenkreditanstalten  fehlte  außer  in  Preußen  in 
sämtlichen  deutschen  Staaten.  Die  Ausübung  des  Hypothekenbank- 
gewerbes und  die  Errichtung  neuer  Institute  bedurfte  keiner  be- 
sonderen Genehmigung.  Eine  staatliche  Konzession  war  nach  dem 
im  größten  Teile  Deutschlands  geltenden  Recht  nur  für  die  Aus- 
gabe von  Schuldverschreibungen  auf  Inhaber  erforderlich.  In 

1)  Stenographische  Berichte  der  Verhandlungen  im  Abgeordnetenhaus 
1S99.  S2.  Sitzung.  S.  25S6. 
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Preulien  dagegen  verlangte  die  Kegiermig,  wie  gezeigt,  bei  der 
Gründung  und  Organisation  der  Hypothekenbanken  die  Beobachtung 
bestimmter  Normativbestimmungen.  Eine  besondere  Konzession  war 
aber  nach  dem  Gesetz  vom  17.  Juni  1833  ebenfalls  nur  für  die 
Ausgabe  von  Inhaberschuldverschreibungen  vorgeschrieben.  Diese 
Eechtsungleichheit  schien  schon  längst  im  Interesse  des  Publikums, 
das  zum  großen  Teil  nicht  imstande  ist,  die  Qualität  der  ver- 
schiedenen Pfandbriefe  zu  beurteilen  und  zu  unterscheiden,  als 
auch  im  Interesse  der  Banken  selbst  eine  einheitliche  Regelung 
notwendig  zu  machen.  Auf  diesen  Weg  wies,  wie  die  Begründung 
zum  Entwurf  des  Hypotliekenbankgesetzes ')  hervorhebt,  schon  die 
Art  des  Geschäftsbetriebes  der  Hypothekenbanken.  Die  Institute 
beschränken  sich  weder  bei  ihren  Beleihungen  noch  bei  dem  Ab- 
satz ihrer  Pfandbriefe  auf  das  Gebiet  des  Bundesstaates,  in  welchem 
sie  ihren  Sitz  haben.  Schon  in  früheren  Jahren,  so  zuerst  1808, 
dann  1879/80,  hatte  man  versucht,  das  Hypothekenbankwesen 
Deutschlands  einheitlich  zu  regeln.  Die  Versuche  waren  aber 
sämtlich  an  dem  mannigfach  gestalteten  Zivilrecht  der  Einzelstaaten 
gescheitert.  Nach  Eertigstellung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  trat 
der  Gedanke  einer  Ordnung  des  Hypothekenbankwesens  durch  die 
Reichsgesetzgebung  wieder  in  den  Vordergrund.  Im  Juni  1897  trat 
im  Reichsjustizamt  eine  Kommisson  von  Sachverständigen  aus  den 
Kreisen  der  Hypothekenbanken  zur  Begutachtung  der  Grundzüge 
eines  Hypothekenbankgesetzes  zusammen.  0 Im  November  1807 
fanden  auch  Beratungen  der  Regierung  mit  Vertretern  der  Interessen 
des  Grundbesitzes  statt.  -)  Am  3.  Februar  1899  wurde  sodann  dem 
dem  Reichstag  der  Entwurf  eines  Hypothekenbankgesetzes  vorgelegt, 
der  am  17.  Juni  1899  mit  einigen  Änderungen  en  bloc  angenommen 
wurde.  Die  Vollziehung  durch  den  Kaiser  erfolgte  am  13.  Juli  1899. 

Das  Hypothekenbankgesetz  geht  über  den  Rahmen  der  Ent- 
würfe von  1879  80,  die  nur  die  rechtliche  Lage  des  Pfandbrief- 
gläubigers einheitlich  regeln  sollten,  hinaus.  Es  enthält  nicht  nur 
Bestimmungen  über  die  rechtliche  Sicherstellung  der  Pfandbrief- 
besitzer, sondern  legt  auch  im  Anschluß  an  die  preußischen  Normativ- 
bestimniungen  von  1893  eine  Grundlage  für  die  innere  Verwaltung 

i)  Drucksachen  des  Reichstasres  1898/99.  Aktenstück  Nr.  lOÜ. 

•il  GöI'pert,  Hypothekenbank^fesetz  vom  19.  Juli  1899.  GüTTENTAGSche 
Sammlung  deutscher  Reichsgesetze.  Berlin  19H0.  S.  17. 
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der  Institute  fest.  Das  Gesetz  beseitigt  aber  abweichend  von  den 
preußischen  Bestimmungen  das  Prinzip  der  Normativbestimmungen 
und  führt  für  die  Errichtung  neuer  Gesellschaften  einen  Konzessions- 
zwang  ein.  Nach  der  Begründung  ist  zur  Erteilung  der  Genehmigung, 
die  in  die  Hand  des  Bundesrats  gelegt  ist  {§  1),  nicht  nur  die  Be- 
obachtung der  im  Gesetz  enthaltenen  Normen  erforderlich,  sondern 
auch  der  Nachweis,  daß  zur  Gründung  neuer  Institute  ein 
Bedürfnis  vorliegt.  Da  die  früheren  landesgesetzlichen  Vor- 
schriften über  die  Ausgabe  von  Inhaberschuldverschreibungen  durch 
§ 795  BGB.  zum  Eeichsgesetz  geworden  sind,  so  ist  nach  heutigem 
Recht  die  Errichtung  von  Hypothekenbanken,  die  Inhaberpfandbriefe 
ausgeben,  von  einer  doppelten  Konzession  abhängig.  Von  vornherein 
ist  der  Kreis  der  Institute,  die  sich  mit  der  hypothekarischen  Be- 
leihung und  Ausgabe  von  Pfandbriefen  befassen  dürfen,  auf  Aktien- 
gesellschaften und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
beschränkt  (§  2).  Für  diese  Beschränkung  macht  die  Begründung 
den  Umstand  geltend,  daß  es  bei  dem  großen  Umfang  und  der 
langen  Dauer  der  durch  die  Ausgabe  von  Pfandbriefen  entstehenden 
Verpflichtungen  eines  gesicherten  und  gegen  nachträgliche  Ver- 
minderung geschützten  Kapitals  bedarf.  Da  es  bei  Privatpersonen 
und  den  andern  Gesellschaftsformen  an  einer  solchen  rechtlich  ge- 
sicherten Grundlage  fehlt,  so  sind  diese  vom  Hypothekenbank- 
gewerbe ausgeschlossen.  Allzu  große  Bedeutung  ist  dieser  Be- 
schränkung nicht  zuzumessen.  Sie  entspricht  mit  verschwindender 
Ausnahme  den  bestehenden  Verhältnissen.  Bis  zum  Erlaß  des 
Hypothekenbankgesetzes  wurden  Hypothekenbankgeschäfte  im  Sinne 
des  Gesetzes  fast  ausschließlich  von  Aktiengesellschaften  vor- 
genommen. Eine  Ausnahme  bilden  zwei  eingetragene  Genossen- 
schaften, die  Bayerische  Landwirtschaftsbank  in  München  (gegr.  1 896) 
und  der  Danziger  Hypothekenverein  in  Danzig  (gegr.  1868).  i)  Auf 
diese  beiden  Institute  finden  die  Vorschriften  des  Hypotheken- 
bankgesetzes keine  Anwendung  (§  45,2).  Sie  bleiben  den  bisher 
für  sie  geltenden  Bestimmungen  unterworfen. 

Das  Reichsgesetz  baut  sich  in  seinen  Vorschriften  über  die 
Organisation  und  innere  Verwaltung  der  Hypothekenbanken  in  der 
Hauptsache  auf  die  preußischen  Normativbestimmungen  von  1893 

I)  Eine  dritte,  die  Nationalhypothekenkreditgesellschaft  in  Berlin  (früher 
in  Stettin)  ist  1897  zugrunde  gegangen. 
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auf.  Abweichend  von  den  preußischen  Bestimmungen  sieht  es  aber 
nicht  mehr  in  dem  durch  sorgfältige  hlrmittlung  festgestellten  Ver- 
kaufsweid die  Grundlage  für  die  Beleihung  der  Pfandobjekte.  Man 
ging  bei  der  Beratung  des  Gesetzes  von  der  Erwägung  aus,  daß 
die  Banken  tur  ihre  Forderungen  nur  insoweit  gesichert  seien,  als 
sie  für  den  Fall  der  Zwangsversteigerung  der  Liegenschaften  auf 
Befriedigung  rechnen  könnten.  Dieser  Gedanke  zeigt  sich  auch 
schon  in  den  Normativbestimmungen  von  iSOd,  nach  welchen  der 
bei^  der  Beleihung  angenommene  Wert  den  Verkaufswert  nicht  über- 
steigen sollte.  Das  Schwergewicht  lag  jedoch  noch  auf  dem  Ertrags- 
wert der  Objekte.  Nach  dem  Gesetz  soll  allein  der  Verkaufswert 
für  die  Bemessung  des  Darlehns  maßgebend  sein.  Der  Ertrag,  den 
die  Liegenschaft  gewährt,  soll  nur  dann  in  Betracht  gezogen  werden, 
wenn  der  Verkaufswert  durch  einen  durch  besondere,  nicht  in  der 
Beschaffenheit  des  Grundstücks  liegende  Umstände  erhöhten  Er- 
trag beeinflußt  ist.  In  diesem  Fall  sind  nur  die  dauernden  Eigen- 
schaften des  Objekts  und  der  Ertrag,  den  das  Grundstück  bei 
oidniingsmäßiger  Bewirtschaftung  jedem  Besitzer  nachhaltig  ge- 
wahren kann,  zu  berücksichtigen  (§  12).  Auch  sind  nach  wie  vor 
Guindstücke,  die  einen  dauernden  Ertrag  nicht  gewähren,  insbesondere 
Bergwerke  und  Brüche,  grundsätzlich  von  der  Beleihung  aus- 
geschlossen. Doch  erleidet  diese  Vorschrift  dadurch  eine  wichtige 
Ausnahme,  daß  die  Beleihung  von  Bauplätzen  und  Neubauten,  (lie 
noch  nicht  ertragsfähig  sind,  gestattet  wird.  Das  Gesetz  geht  zwar 
nicht  soweit,  den  Banken  das  Baugeldgeschäft  ganz  frei  zu  geben. 
Da  diese  Art  von  Geschäften  mit  größerem  Risiko  verbunden  ist 
als  die  sonstigen  Hypothekenbaakgeschäfte,  dann  auch  weil  die 
Bauplätze  und  halbfertigen  Bauten  keine  Erträge  abwerfen  und 
die  Hypothekenzinsen  nicht  selbst  aufbringen,  erschien  eine  Be- 
schränkung^ erforderlich,  ^^ach  12  soll  die  Gesamtsumme  der 
aut  Bauplätze  und  Neubauten  bewilligten  Hypotheken,  soweit 
sie  zur  Pfandbriefdeckung  benutzt  werden,  den  zehnten  Teil  des 
Gesamtbetrages  der  Darlehnshypotheken  und  die  Hälfte  des 
bar  eingezahlten  Aktienkapitals  nicht  überschreiten.  Inwieweit 
die  Hypothekenbanken  ihr  Grundkapital  zu  derartigen  Beleihungen 
verwenden,  bleibt  ihrem  Ermessen  anheimgestellt.  Doch  wird  in 
dem  Berichte  der  Kommission  '),  die  mit  der  Durchberatung  des 
1)  Drucksachen  des  Reichstages  lS98/‘>9.  Aktenstück  Nr.  021. 
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Elntwurfs  betraut  war,  mit  Recht  darauf  hingewiesen,  daß  eine 
Festlegung  des  Aktienkapitals  in  Hypotheken  mit  nicht  geringen 
Gefahren  verbunden  ist.  Seiner  Aufgabe,  als  Reservefonds  zu  dienen, 
entsprechend  muß  das  Grundkapital  wenigstens  zum  größten  Teil 
in  leicht  verfügbaren  Werten  angelegt  sein. 

Die  Beleihungsgrenze  ist  im  Hypothekenbankgesetz  abweichend 
von  den  Normativbestimmungen  allgemein  auf  drei  Fünftel  der  er- 
mittelten Werte  festgelegt.  Doch  kann  die  Zentralbehörde  eines 
Bundesstaates  diese  Grenze  für  landwirtschaftliche  Grundstücke  in 
ihrem  Gebiete  auf  zwei  Drittel  des  Wertes  erweitern.  Hierdurch 
erleiden  die  Verhältnisse  in  Preußen  für  den  ländlichen  Grund- 
besitz keine  Veränderung.  Für  den  städtischen  Grundbesitz  dagegen 
hat  die  Beleihungsgrenze  gegen  früher  eine  Erweiterung  erfahren. 
Nach  den  Normativbestimmungen  durften  städtische  Liegenschaften 
nur  in  Ausnahmefällen  bis  zu  drei  Fünftel  ihres  Werts  beliehen 
werden,  während  der  Regel  nach  die  erste  Hälfte  nicht  überschritten 
werden  sollte.  Eine  besondere  Unterscheidung  innerhalb  der  Be- 
leihungsgrenze nach  Art  der  Lage,  Größe  und  Entwicklung  der 
Städte  hat  das  Gesetz  nicht  mehr  getroffen,  da  derartige  Umstände 
schon  im  Werte  der  Liegenschaften  zum  Ausdruck  kommen. 

Die  schon  in  den  Normativbestimmungen  von  1893  begonnene 
Beseitigung  des  Amortisationszwangs  wird  in  dem  Gesetz  wenigstens 
für  städtische  Grundstücke  völlig  durchgeführt.  Bestehen  bleibt 
nur  ein  teilweiser  Tilgungszwang  für  Hypotheken  an  ländlichen 
Grundstücken.  Nach  § 6 muß  die  Hälfte  aller  Hypotheken  an 
ländlichen  Liegenschaften  aus  unkündbaren  Amortisationshypotheken 
bestehen.  Auch  diese  Beschränkung  wurde  in  der  Kommission  leb- 
haft angefochten,  so  daß  sie  in  erster  Lesung  gestrichen  wurde, 
ln  der  zweiten  Lesung  wurde  sie  jedoch  wieder  aufgenommen,  das 
Amortisationsminimum  aber  auf  '/i  *'/('  reduziert,  obwohl  der  Ent- 
wurf das  in  den  Normativbestimmungen  auf  '/■>  " o festgestellte 
Minimum  beibehalten  hatte  (§  18,n  des  Entwurfs).  ’)  Die  Be- 
stimmung, daß  der  Anfang  der  Amortisation  auf  eine  Reihe  von 
zehn  Jahren  hinausgeschoben  werden  darf,  ist  auch  mit  in  das  Ge- 
setz übergegangen  (§  20).  Da  nach  § 18  der  Schuldner  das  Recht 
erhält,  seine  Schuld  spätstens  nach  Ablauf  von  10  Jahren  zu 


i)  Drucksachen  des  Reichstages  lSüS/9.  Aktenstück  Nr.  loG. 
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kündigen,  auch  für  den  Fall,  dal)  der  Bank  ein  solches  Recht  nicht 
eingeräunit  ist,  so  bleiben  die  Verhältnisse  in  Preul)en  unverändert. 

Ähnlich  wie  die  Norniativhestimmungen  enthält  auch  das 
Hypothekenhaukgesetz  eine  Reihe  von  Schutzbestimmungen  für  den 
Schuldner.  Sie  bestehen  vor  allem  in  der  Forderung  nach  völliger 
Klarlegung  der  Vertragsbedingungen,  unter  welchen  die  hypothe- 
karischen Darlehn  von  den  Hypothekenbanken  gewährt  werden 
(§  14 — 20).  Die  Grundzüge  der  Darlehnsbedingungen  sind  von  den 
Banken  bekannt  zu  geben  und  bedürfen  der  Genehmigung  der  Auf- 
sichtsbehörde. Es  ist  namentlich  zu  bestimmen,  welche  Nachteile 
den  Schuldner  bei  nicht  rechtzeitiger  Zahlung  treffen,  sowie  ^ die 
Voraussetzungen,  unter  welchen  die  Bank  befugt  ist,  die  vorzeitige 
Rückzahlung  eines  Darlehns  verlangen.  Eine  vorzeitige  Rück- 
zahlung kann  nur  aus  besonderen  in  dem  Verhalten  des  Schuldners 
liegenden  Gründen  gefordert  werden  19).  Die  Darlehen  sollen 
der  Regel  nach  in  Geld  ausgezahlt  werden  fi}  1 1).  Die  Ge- 
währung von  Darlehen  in  Hypothekenpfandbriefen  der  Bank  zum 
Nennwert  ist  nur  zulässig,  wenn  die  Satzung  der  Bank  sie  aus- 
drücklich gestattet  und  der  Schuldner  sich  damit  einverstanden 
erklärt.  In  diesem  Fall  ist  dem  Darlehnsnehmer  urkundlich  das 
Recht  einzuräumen,  die  Rückzahlung  der  Hypothek  nach  seinei 
Wahl  in  Geld  oder  in  Pfandbriefen  der  Bank  zum  Nennwert  zu 

bewirken. 

Abweichend  von  den  preußischen  Bestimmungen  ist  den  Banken 
die  Erhebung  besonderer  Verwaltungsunkostenbeiträge  untersagt. 
Die  Leistung  des  Schuldners  beschränkt  sich  auf  die  ausbedungenen 
Zinsen  und  die  Tilgungsbeiträge.  Diese  Jahresleistungen  sollen, 
wie  aus  21  folgt,  in  der  Regel  bis  zur  vollendeten  Tilgung  gleich 
bleiben.  Da  die  Zinsen  aber  selbstverständlich  nur  für  den  noch 
nicht  amortisierten  Teil  des  Kapitals  verlangt  werden  können,  so 
ist  die  diesen  Betrag  übersteigende  Quote  der  Annuität  zur  Tilgung 
zu  verwenden,  sodaß  der  Tilgungsbeitrag  von  Jahr  zu  Jahr  progressiv 
steigt.  Hierdurch  wird  der  Schuldner  davor  geschützt,  daß  die 
Banken  an  Stelle  der  verbotenen  Verwaltungsunkostenbeiträge  einen 
Teil  der  Zinsen  vom  ursprünglichen  Kapital  fortlaufend  zu  ihren 
Gunsten  berechnen.  Ein  solcher  Zinsenzuschlag  ist  jedoch  nach  dem 
Gesetz  in  einem  Fall  doch  möglich.  Wird  nämlich  der  Beginn  der 
Amortisation  hinausgerückt  («j  20),  so  kann  bestimmt  werden,  daß 
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der  Schuldner  von  Anfang  an  die  volle  Annuität  zu  leisten  hat. 
Der  für  den  jährlichen  Tilgungsbeitrag  festgesetzte  Prozentsatz 
wird  aber  nicht  zur  Amortisation  verwendet,  sondern  zugunsten 
der  Bank  und  zwar  solange,  bis  vertragsmäßig  die  Abzahlung  des 
Darlehns  beginnen  soll.  Das  Gesetz  glaubt  ein  solches  Verfahren 
nicht  verbieten  zu  dürfen,  da  die  der  Bank  zufließenden  Tilgungs- 
beiträge zur  Deckung  des  bei  der  Pfandbriefausgabe  erlittenen 
Disagios  verwandt  werden.  Wörde  vorgeschrieben,  führt  die  Be- 
gründung aus,  daß  die  Amortisation  unter  allen  Umständen  sofort 
ihren  Anfang  nehmen  müsse,  so  wären  die  Banken  genötigt,  zwecks 
Tilgung  des  Disagios  sich  für  eine  Reihe  von  Jahren  oder  für  die 
ganze  Dauer  der  Amortisation  eine  höhere  Jahresleistung  zu  be- 
dingen, womit  dem  Interesse  des  Schuldners  in  der  Regel  nicht  ge- 
dient sein  würde.  Nach  den  Normativbestimmungen  war  auch  bis- 
her für  Preußen  ein  solches  Verfahren  nicht  verboten.  Der  Schuldner 
war  daher  oft  im  unklaren,  was  er  eigentlich  neben  den  Zinsen 
noch  an  besonderen  Leistungen  zu  entrichten  hatte.  Die  sich  hier- 
aus ergebenden  Unzuträglichkeiten  beseitigt  das  Gesetz  durch  die 
Vorschrift,  daß  auch  diese  Beträge  in  der  Darlehnsurkunde  genau 
zu  bezeichnen  sind  2ü  Abs.  1,  Satz  2),  sodaß  der  Schuldner  in 
jedem  Fall  weiß,  wie  teuer  ihm  das  Bankdarlehn  zu  stehen  kommt. 

Hat  somit  das  Hypothekenbankgesetz  das  Verhältnis  des  Kredit- 
nehmenden Grundbesitzers  zu  der  Hypothekenbank  genau  geregelt, 
so  sah  es  doch  seine  eigentliche  Aufgabe  in  der  einheitlichen 
Sicherstellung  der  Pfandbriefgläubiger.  Eine  rein  materielle  Sicher- 
stellung der  Schuldverschreibungen,  wie  sie  in  den  preußischen 
Normativbestimmungen  und  vor  1S83  in  den  süddeutschen  Staaten 
versucht  worden  war,  schien  nicht  zu  genügen.  Das  zeigte  das 
Schicksal  der  Deutschen  Grundkreditbank  in  Gotha.  Ebensowenig 
entsprach  sie  dem  Wesen  des  Hypothekenbankpfandbriefs.  Die 
Pfandbriefe  sind  als  ein  Ersatz  für  die  ihnen  zugrunde  liegenden, 
mit  dem  Gelde  des  Pfandbriefgläubiger  erworbenen  Hypotheken  zu 
betrachten  und  müssen  deshalb  in  diesen  nicht  nur  ihre  wirtschaft- 
liche Deckung,  sondern  auch  ihre  rechtliche  Sicherung  finden.  Das 
Hypothekenbankgesetz  sucht  beiden  Forderungen  gerecht  zu  werden. 
Die  Vorschriften  über  die  materielle  Sicherstellung  der  Schuld- 
verschreibungen entsprechen  im  wesentlichen  den  Bestimmungen 
der  preußischsn  Normativbestimmungen  von  1893,  sind  jedoch  ge- 
il* 
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nauer  spezialisiert  und  erheblich  verschärlt.  Der  Gesamtbetrag  der 
ausgegebenen  Pfandbriefe  miin  jederzeit  durch  Hypotheken,  die  den 
in  1 1 und  12  gegebenen  Taxvorschrilten  entsprechen,  gedeckt 
werden.  Diese  Taxvorschriften  sind  ganz  allgemein  gehalten  und 
sollen  den  Hypothekenbanken  nur  andeulen,  von  welchen  Grund- 
sätzen beim  Taxverfahren  ausgegangen  werden  soll.  Sie  bilden  die 
Grundlage  für  eine  von  jeder  Bank  aufzustellende  genaue  An- 
weisung über  die  Wertsermittlung,  die  der  Aufsichtsbehörde  zur 
Genehmigung  vorzulegen  ist.  Neben  dieser  Überwachung  der  bei 
der  Taxe  zu  befolgenden  Grundsätze  verschärft  das  Gesetz  die 
schon  in  den  Normativbestsmmungen  für  Preußen  vorgeschriebene 
Beaufsichtigung  des  gesamten  Geschäftsbetriebs  der  Hypotheken- 
banken. Zwar  soll  auch  nach  dem  Gesetz  diese  Aufsicht  nicht  als 
Pflicht  in  dem  Sinne  aufgefaßt  werden,  daß  die  Aufsichtsbehörde 
den  Geschäftsbetrieb  fortlaufend  in  all  seinen  Einzelheiten  zu  über- 
wachen hätte,  doch  betont  die  Begründung  ausdrücklich,  daß  die 
Staatsbehörde  ebensowenig  von  der  Ausübung  des  Aufsichtsrechts 
gänzlich  Abstand  nehmen  könnte.  Die  Ausführung  der  Kontrolle 
ist  den  einzelnen  Bundesstaaten  übertragen.  Sie  ist  nicht  einheit- 
lich geregelt,  sondern  kann  in  mannigfaltiger  Weise  gehandhabt 
werden.  Die  weitgehenden  Befugnisse,  die  das  Gesetz  (§  4)  der 
Aufsichtsbehörde  gibt,  sollen  es  dieser  ermöglichen,  sich  jederzeit 
einen  Einblick  in  die  Verhältnisse  der  Banken  zu  verschaffen  und 
die  Abstellung  von  Mißständen  herbeizufiihren.  Insbesondere  ist 
sie  berechtigt,  jeder  Bank  einen  Staatskommissar  zur  Seite  zu  stellen, 
der  unter  ihrer  Leitung  die  Aufsicht  aus  übt.  Von  diesem  Recht 
hat  die  preußische  Aufsichtsbehörde  keinen  Gebrauch  gemacht. 
Statt  dessen  hat  sie  zur  Beaufsichtigung  sämtlicher  Banken  einen 
Bankinspektor  ernannt.  In  Süddeutschland  und  bei  der  Preußischen 
Centralbodenkredit-Aktiengesellschaft,  bei  der  schon  vor  Erlaß  des 
Hypothekenbankgesetzes  ein  Staatskommissar  bestellt  war,  ist  man 
auf  den  vom  Gesetz  vorgeschlagenen  Weg  eingegangen. 

Neben  der  Staatsaufsicht  hat  das  Hypothekenbankgesetz  auch 
die  schon  durch  die  Normativbestimmungen  für  Preußen  ermög- 
lichte öffentliche  Kontrolle  durch  die  Interessenten  beibehalten. 
Außer  den  sehr  spezialisierten  Vorschriften  über  Aufstellung  der 
Bilanz  und  des  Geschäftsberichts  bestimmt  ^ 23  ferner,  daß  die 
Hypothekenbanken  in  jedem  Halbjahr  das  Verhältnis  der  um- 


laufenden Pfandbriefe  zu  den  als  Deckung  dienenden  Werten  mit 
allen  Einzelheiten  besonders  bekannt  zu  geben  haben. 


Auf  dem  bisher  betrachteten  Gebiete  ist  das  Hypothekenbank- 
gesetz in  der  Hauptsache  den  preußischen  Normativbestimmungen 
gefolgt.  In  andern  Punkten  verläßt  es  diese  Bahn  und  geht  weit 
über  die  preußischen  Bestimmungen  hinaus  durch  Schaffung  eines 
juristischen  Rechts  der  Pfandbriefgläubiger  an  den  Deckungs werten. 
Nach  den  in  den  verschiedenen  Bundesstaaten  erlassenen  Landes- 
gesetzen wurde  die  rechtliche  Sicherstellung  der  Pfandbriefe  durch 
^ erpfändung  der  einzelnen  Hypotheken  an  die  Gläubiger  hergestellt, 
wobei  ein  von  der  Bank  bestellter  Pfandhalter  die  Gläubiger  zu 
vertreten  hatte.  Das  Hypothekenbankgesetz  folgt  diesem  Vorbild 
nicht,  schließt  sich  vielmehr  an  das  österreichische  Gesetz  vom 
24.  April  1874  an,  das  den  Pfandbriefgläubigern  für  ihre  Forderungen 
ein  Vorzugsrecht  im  Konkurse  gewährt.  Die  von  den  Landes- 
regierungen gewährten  Pfandrechte  werden  dadurch  aufgehoben 
(§  .03).  Das  Vorzugsrecht  der  Pfandbriefgläubiger  erstreckt  sich 
jedoch  nicht  auf  sämtliche  Vermögensstücke  der  Hypothekenbank, 
sondern  nur  auf  die  zur  Deckung  der  Pfandbriefe  bestimmten 
Hypotheken  und  sonstige  Werte.  Im  Konkurse  bildet  die  Gesamt- 
heit der  zur  Pfandbriefdeckung  bestimmten  Werte  eine  besondere 
Masse,  aus  welcher  die  Gläubiger,  deren  Ansprüche  sich  auf  den 
Besitz  von  Pfandbriefen  der  Anstalt  stützen,  vor  den  übrigen  Konkurs- 
gläubigern zu  befriedigen  sind.  Dies  auf  bestimmte  Gegenstände 
beschränkte  Vorzugsrecht  ist  der  Konkursordnung  fremd.  Eine  Ab- 
weichung schien  jedoch  in  diesem  Fall  geboten,  da  ein  allgemeines, 
die  ganze  Konkursmasse  treffendes  Vorzugsrecht  im  Sinne  des 
§ 61  KO.  die  sonstigen  Gläubiger  der  Bank  in  unbilliger  Weise 
benachteiligen  würde. 

Das  Vorzugsrecht  der  Pfandbriefgläubiger  tritt  aber  erst  in 
Kraft  für  den  Fall  des  Konkurses.  Um  daher  den  Pfandbrief- 
besitzern auch  eine  Garantie  zu  geben,  daß  bei  Ausbruch  des 
Konkurses  die  zur  Deckung  bestimmten  Werte  noch  im  Besitz  der 
Bank  sind,  schafft  das  Gesetz  ein  besonderes  Kontrollorgan,  das 
Institut  des  Treuhänders.  Seine  Bestellung  erfolgt  durch  die  Auf- 
sichtsbehörde. Als  Aufgabe  bestimmt  ihm  das  Gesetz,  den  Bestand 
der  vorschriftsmäßigen  Deckungswerte  zu  kontrollieren  und  für  die 
Erhaltung  der  Deckung  Sorge  zu  tragen.  Die  Pfandbriefunterlagen 
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sollen  grundsätzlich  in  Hypothekenforderungcn  bestehen.  Doch  ist 
es  nicht  ausgeschlossen,  dali  infolge  von  Rückzahlungen  der  Hypo- 
thekenbestand sich  verringert  und  die  vorgeschriebene  Höhe  nicht 
mehr  erreicht.  Für  diesen  Fall  ist  die  fehlende  Hypothekendeckung 
durch  Schuldverschreibungen  des  Reichs  oder  eines  Rundesstaates 
oder  endlich  durch  Geld  zu  ersetzen.  Alle  zur  Pfandbriefdeckung 
dienenden  Werte  sind  von  der  Bank  in  einem  besonderen  Register, 
das  ebenfalls  der  Kontrolle  des  Treuhänders  unterliegt,  genau  zu 
bezeichnen.  Die  Ausgabe  von  Pfandbriefen  findet  in  der  Gesamt- 
summe der  in  diesem  Register  aufgeführten  Werte  ihre  Grenze. 
Der  Treuhänder  hat  auf  jeden  einzelnen  Pfandbrief  das  Vorhanden- 
sein der  vorschriftsmäliigen  Unterlagen  durch  seine  Unterschrift 
zu  bestätigen.  Er  hat  aber  nicht  nur  über  das  Gleichgewicht  der 
Pfandbriefe  und  Deckungswerte  zu  wachen,  sondern  auch  die  Ur- 
kunden über  die  in  das  Hypothekenregister  eingetragenen  Hypotheken 
sowie  die  in  das  Register  eingetragenen  Wertpapiere  und  das  zum 
Ersatz  von  Hypotheken  dienende  Geld  unter  dem  Mitverschlufi  der 
Bank  zu  verwahren,  sodaß  keiner  von  beiden  ohne  Mitwirkung  des 
andern  über  sie  verfügen  kann.  Unter  den  Hypothekenurkunden 
sind,  soweit  Briefhypotheken  in  Frage  kommen,  die  Hypothekenbriefe 
zu  verstehen.  Handelt  es  sich  um  Buchhypotheken  (BGB.  § 1116), 
über  die  ein  Brief  nicht  ausgestellt  wird,  so  sind  diejenigen  Ur- 
kunden unter  gemeinsamen  Verschluß  zu  bringen,  die  zur  Vornahme 
von  Verfügungen  über  die  Hypothek  erforderlich  sind;  fehlen  diese, 
so  die  Urkunden,  die  der  Bank  zum  Beweise  ihrer  Rechte  dienen. 

In  letzter  Linie  dienen  die  Strafvorschriften  der  §§  36—39  zum 
Schutz  der  Pfandbriefgläubiger.  Sie  treten  den  einschlägigen  Be- 
stimmungen des  Handelsgesetzbuchs  (§314,  3’2ü,;!,  325,'.i)  ergänzend 
zur  Seite. 

Die  durch  das  Hypothekenbankgesetz  geschaffene  einheitliche 
Regelung  des  Verhältnisses  der  deutschen  Hypothekenbanken  zu 
ihren  Hypothekenschuldnern  und  Pfandbriefgläubigern  hat  auch 
eine  genaue  Umgrenzung  des  Geschäftskreises  der  Institute  erforder- 
lich gemacht,  soweit  er  sich  nicht  auf  die  Vermittlung  des  Real- 
kredits erstreckt.  Eine  Beschränkung  des  Geschäftsbetriebs  bestand 
bisher  nur  für  die  preußischen  Gesellschaften,  während  die  außer- 
preußischen Institute  zum  Teil  in  sehr  großem  Umfange  ander- 
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weitige  Bankgeschäfte  wie  auch  das  Versicherungsgeschäft  lietrieben.'j 
In  Anbetracht  der  wesentlichen  Unterschiede,  die  zwischen  dem 
kurzfristigen  Personalkredit  und  dem  langfristigen  Immobiliarkredit 
l)estehen,  und  die  eine  Verbindung  beider  Formen  nur  in  geringem 
Maße  ohne  Gefahr  zulassen,  war  naturgemäß,  daß  ein  für  das  ganze 
Reich  geltendes  Gesetz  den  Geschäftskreis  der  Hypothekenbanken 
grundsätzlich  auf  den  Betrieb  der  eigentlichen  Hypothekenbank- 
geschäfte beschränkte.  Wenn  bei  den  Instituten,  die  in  größerem 
Umfange  auch  anderweitige  Bankgeschäfte  betreiben,  die  Ver- 
bindung der  verschiedenen  Geschäftszweige  Unzuträglichkeiten  nicht 
herbeigeführt  hat,  so  lag  dies  daran,  daß  die  Verbindung  meist  eine 
sehr  lockere  war.  In  der  Praxis  wurden  die  einzelnen  Zweige  ganz 
getrennt  verwaltet. 

Der  Kreis  der  Nebengeschäfte,  die  das  Gesetz  in  Verbindung 
mit  den  eigentlichen  Hypothekenbankgeschäften  gestattet,  ist  in  § 5 
genau  festgelegt.  Er  entspricht  im  wesentlichen  der  den  preußischen 
Banken  früher  durch  die  Normativbestimmungen  gezogenen  Grenze, 
erleidet  jedoch  eine  Einschränkung  dadurch,  daß  die  Annahme  von 
Depositen,  die  nach  den  Normativbestimmungen  an  keine  Grenze, 
gebunden  war,  nur  bis  zum  Betrage  des  halben  Aktienkapitals  ge- 
stattet ist. 

Die  tief  einschneidende  Bedeutung,  die  die  Vorschrift  des  § 5 
für  die  außerpreußischen  Banken  haben  würde,  ist  aber  durch  das 
Gesetz  selbst  sehr  abgeschwächt.  Die  Beschränkung  des  Geschäfts- 
kreises ist  nämlich  für  die  bestehenden  Institute  nur  insoweit 
zwingendes  Recht,  als  sie  nicht  vor  dem  l.Mai  1898  gemäß  ihren 
Statuten  Geschäfte  in  weiterem  Umfange  betrieben  haben  (§  46j. 
Die  Institute,  die  vor  dem  gegebenen  Zeitpunkt  auf  Grund  ihrer 
Statuten  zu  andern  als  den  in  § 5 gestatteten  Geschäften  berechtigt 
waren  und  hiervon  auch  Gebrauch  gemacht  haben,  behalten  auch 
fernerhin  dieses  Recht.  Machen  sie  aber  von  dieser  Befugnis,  ihren 
Betrieb  in  der  bisherigen  Ausdehnung  beizubehalten,  Gebrauch,  so 
müssen  sie  sich  eine  andere  Beschränkung  gefallen  lassen.  Nach 
§ 46,2  ist  der  Pfandbrief  umlauf  dieser  „gemischten  “ Hypotheken- 
banken auf  den  zehnfachen  Betrag  des  Aktienkapitals  zuzüglich  des 
Reservefonds  beschränkt,  während  bei  den  „reinen“  Hypotheken- 

1)  Z.  B.  die  älteste  Hypothekenbank  Deutschlands,  die  Bayerische  Hypo- 
theken- und  Wechselbank  in  München  (gegründet  18H5). 
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banken  die  Höhe  der  gesamten  Pfandbriefs nmme  auf  den  fünfzehn- 
fachen  Betrag  des  Grundkapitals  und  Reservefonds  festgelegt  ist. 
Diese  Benachteiligung  findet  ihren  Grund  in  der  Tatsache,  daß  das 
Aktienkapital  und  der  Reservefonds  nicht  nur  als  Rücklage  für  die 
Pfandbriefschulden,  sondern  auch  für  alle  sonstigen  Verbindlich- 
keiten der  Bank  dienen  soll.  Da  bei  dtm  „gemischten“  Banken 
die  im  Mobiliar-  und  Personalkreditgeschäft  übernommenen  Ver- 
pflichtungen einer  Beschränkung  nicht  unterliegen,  erschien  es  an- 
gemessen, die  durch  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten  wenigstens  an  eine  engere  Grenze 
zu  binden. 

Das  Hypothekenbankgesetz  hat  aber  nicht  nur  den  Kreis  der 
zulässigen  Kebengeschäfte  eingeengt,  es  hat  auch  den  Hypotheken- 
banken eine  neue  Aufgabe  zugewiesen.  Nach  § 5 Ziffer  3 sind  die 
Banken  befugt,  Darlehen  an  inländische  Kleinbahnunternehmungen 
gegen  Verpfändung  der  Bahnen  zu  gewähren.  Diese  Darlehns- 
forderungen dürfen  aber  nicht  zur  Pfandbriefdeckung  benutzt  werden, 
vielmehr  können  die  Institute  auf  Grund  dieser  Guthaben  besondere 
Schuldverschreibungen,  sog.  Kleinbahnobligationen,  ausgeben.  Dieser 
Geschäftszweig  regelt  sich  analog  der  schon  in  den  Normativ- 
bestimmungen von  1893  vorgesehenen  und  seit  1870  von  der 
Preußischen  Centralbodenkredit- Aktiengesellschaft  vorgenommenen 
Gewährung  von  Darlehen  an  inländische  Körperschaften  öftent- 
lichen  Rechts.  Das  Verhältnis  dieser  Forderungen  zu  den  aus- 
gegebenen Kleinbahn-  bez.  Kommunalobligationen  unterliegt  den 
gleichen  Bestimmungen  wie  das  Verhältnis  der  Pländbriefsumme 
zu  den  Deckungshypotheken.  Die  erworbenen  Forderungen  sind 
gleichfalls  wie  die  Hypotheken  in  einem  besonderen  Register  auf- 
zuführen und  unterliegen  ebenfalls  der  Kontrolle  des  Treuhänders. 

Das  Hypothekenbankgesetz  vom  13.  Juli  1899  bildet  den  Ab- 
schluß einer  Reihe  von  tastenden  Versuchen  der  Einzelstaaten,  die 
mannigfaltigen  Interessen,  die  in  den  Hypothekenbanken  ihre  Ver- 
tretung finden  sollen,  in  Einklang  zu  bringen  und  zu  schützen. 
Mit  ihm  ist  die  Einheitlichkeit  auf  dem  Gebiete  des  Immobiliar- 
kreditwesens für  das  Deutsche  Reich  in  der  Hauptsache  hergestellt. 


Anhang:  Die  Normativhestinimungen  von  1863  und  1893. 


I.  Die  Normativbestimmungen  von  1863. 

§ 1.  Hypothckeudarleline  dürfen  von  der  Gesellschaft  nur  in  solcher 
Höhe  ausgegeben  werden,  daß  die  gesamten  jährlichen  Leistungen  der  Hypo- 
thekeuschuldner  an  Zins,  Amortisation  und  Verwaltungkostenbeiträgeu  bei 
Liegenschaften  -3  des  jälirliclien  Reinertrags,  bei  Gebäuden  ’ 1 des  jähr- 
lichen Nutzungswerts,  zu  welchem  die  als  Unterpfand  haftenden  Liegen- 
schaften und  Gebäude  behufs  Veranlagung  zur  Grund-  bez.  Gebäudesteuer 
nach  Maßgabe  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  ISßl  abgeschätzt  worden  sind, 
abzüglich  der  diesen  Leistungen  vorangehenden  Verpflichtungen,  nicht 
übersteigen. 

§ 2.  Verminderungen  des  Werts  der  verpfändeten  Grundstücke,  in- 
sofern denselben  kein  unwirtschaftliches  Verfahren  des  Besitzers  zugrunde 
liegt,  ingleichen  solche  Abveräußerungen,  deren  Unschädlichkeit  nach 
Maligabe  des  Gesetzes  vom  3.  März  IS.öO  von  der  zuständigen  Behörde 
bescheinigt  wird , berechtigen  die  Gesellschaften  zur  Kündigung  des  ge- 
gebenen Darlehns  nur  in  dem  Betrage,  der  in  dem  Werte  der  verbleibenden 
Substanz  des  Pfandobjekts  nicht  mehr  seine  statutenmäßige  üeckung 
findet,  zur  Kündigung  des  gesamten  Betrages  des  Darlehns  aber  nur  dann, 
wenn  der  gedeckt  bleibende  Betrag  desselben  nicht  mehr  den  geringsten 
Satz  einer  zulässigen  Darlehusbewilligung  erreicht. 

§ 3.  Der  Gesellschaft  ist  die  Ausgabe  von  Hypothekenbriefen  (Pfand- 
briefen), kündbaren  und  unkündbaren  zusammengenommen,  nur  bis  zum 
zehnfachen  Betrage  des  bar  eingezahlten  Aktienkapitals  gestattet. 

§ 4.  Kündbare  Hypothekenbriefe  dürfen  zu  keinem  höheren  als  dem 
Betrage  derjenigen  Hypothekenforderungen,  welche  die  Gesellschaft  mit 
gleicher  Frist  ihren  Schuldnern  zu  kündigen  berechtigt  ist,  und  höchstens 
zum  Betrage  des  bar  eingezahlten  Aktienkapitals  ausgegeben  werden. 

§ 5.  Für  kündbare  und  unkündbare  Hypothekenbriefe  sind  je  ein, 
höchstens  zwei  bestimmte  Zinssätze  nach  Wahl  der  Gesellschaft  festzu- 
setzen. Die  Ausgabe  von  Hypothekenbriefen  zu  einem  andern  Zinsfuß 
ist  dann  an  die  Ermächtigung  des  Finanz-  und  Handelsministers  geknüpft. 

§ 6.  Hypothekenbriefe,  die  bei  Ausreichung  der  Darlehnsvaluta  an 
die  Hypothekenschuldiier  zum  Nominalwert  statt  baren  Geldes  gegeben 
werden,  dürfen  zu  keinem  geringeren  Zinssatz  ausgefertigt  sein,  als  welchen 
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die  Schuldner,  abgesehen  von  Amortisation  und  Verwaltungskostenbeiträgen, 
an  die  Gesellschaft  zu  entrichten  haben. 

§ 7.  Den  Schuldnern,  die  beim  Darlehnsempfang  die  Hypotheken- 
briefe zum  Nominalwert  in  Zahlung  erhalten,  ist  das  Eecht  zur  Kück- 
zahlung  des  Darlehns  in  gleicher  Art  ausdrücklich  vorzubehalten. 

§ S.  Die  Stellung  des  Staatskommissarius  zur  Gesellschaft  ist  in 
der  bei  Aktiengesellschaften  flherhaupt  üblichen  Weise  abzugrenzen.  Der 
Staatskommissar  erhält  damit  zwar  das  Eecht  zur  Kontrolle  darüber,  daß 
der  Betrag  der  von  der  Gesellschaft  angegebenen  Hypothekenbriefe  die 
Summe  der  von  derselben  erworbenen  Hypothekenforderungen  nicht  über- 
steigt; dagegen  ist  demselben  der  Gesellschaft  gegenüber  eine  Verpflichtung 
zur  Ausübung  der  Kontrolle  nicht  aufzuerlegen , auch  kann  die  Unter- 
zeichnung der  Hypothekenbriefe  durch  den  Staatskommissar  nicht  statt- 
finden. 

§ 9.  Die  Hypothekenbriefe  sind  als  depositalfähig  oder  pupillarisch 
sicher  nicht  anerkannt  worden. 

§ 1 0.  Die  Stempelfreiheit  ist  den  Hypothekenbriefen  nicht  beizulegen. 

§ 11.  Das  Minimum  der  jährlichen  Amortisation  für  unkündbare 
hypothekarische  Darlehne  ist  auf  Vi  ",(»  festzusetzen. 

§ 12.  Die  Ausstellung  von  Scheinen  au  porteur  über  unverzinsliche 
Deposita  ist  unzulässig. 

§ 13.  Die  Diskontierung,  der  Kauf  und  die  Beleihung  von  Wechseln, 
sowie  der  Erwerb  oder  die  Beleihung  von  Wertpapieren  ist  der  Gesell- 
schaft nur  nach  Grundsätzen  der  preußischen  Bank  zu  gestatten. 

§ 14.  Sofern  den  Hypotheken  Schuldnern  die  Verptlichtung  auferlegt 
werden  soll,  die  Verluste  der  Gesellschaft  und  zwar  in  erster  Linie  mit- 
zutragen, ist  denselben  ein  entsprechender  Einfluß  auf  die  Geschäfts- 
führung der  Gesellschaft  einzuräumen.  Dies  läßt  sich  dadurch  erreichen, 
daß  den  Schuldnern  das  Eecht  der  Selbstwahl  ihrer  Vertreter  gewährt 
und  den  letzteren  ein  Mitbeschließungsrecht  in  den  Gesellschaftsangelegen- 
heiten, namentlich  auch  in  bezug  auf  die  Eegulierung  des  Geldverkehis, 
beigelegt  wird. 

II.  Die  Norniativbestinmiungcn  von  1893. 

§ 1.  Der  Geschäftsverkehr  der  Hypothekenbanken  ist,  soweit  der- 
selbe nicht  die  Gewährung,  Vermittelung  oder  Tilgung  von  Hypotheken- 
und  Grundschulddarlehen,  den  Erwerb,  die  Beleihung,  die  Versicherung 
und  den  Umsatz  der  Hypothekenpfandbriefe  oder  die  Gewährung  von 
Darlehn  an  Korporationen  und  öffentliche  Genossenschaften  zum  Gegen- 
stand hat,  auf  die  nutzbare  Anlegung  verfügbarer  Kassenbestände  und 
die  Annahme  von  Depositen  mit  folgenden  Maßgaben  zu  beschränken: 

1.  Die  Bank  ist  berechtigt,  Kassenbestände  nutzbar  anzulegen  durch 
Hinterlegung  bei  Bankhäusern  und  Bankanstalten,  durch  Ankauf  und  Be- 
leihung der  von  ihr  ausgegebenen  Pfandbriefe,  ferner  durch  Ankauf  von 


Die  Xormativbestimmuugeu  von  iMin  und  IsUS.  43 

Wechseln  und  Wertpai)ieren,  sowie  im  Lombardge.-chäft  nacii  den  Grund- 
sätzen der  Eeichsl)auk. 

2.  Die  Bank  darf  Gelder  verzinslich  annehmen 
ai  zum  Zweck,  die  Erwerbung  von  Hyi»otheken  oder  Grundschuld- 
forderungen zu  vermitteln  oder  dafür  Pfandbriefe  auszuhändigen; 
b)  mit  mindestens  vierwöchentlicher  Kündigungsfrist.  Jederzeit  rück- 
zahlbare Gelder  dürfen  nur  unverzinslich  angenommen  werden. 

' 3.  Die  Banken  sind  befugt,  das  Inkasso  von  Wechseln,  Anweisungen 

• und  Wertpapieren  zu  besorgen. 

Grundstücke  zu  erwerben  i.st  den  Hypothekenbanken  nur  gestattet 
a)  zur  Benutzung  als  Geschäftsräume; 

’ b)  behufs  Sicherstellung  oder  Verwertung  von  Gesellschaftsfor- 

I , forderungen. 

$ 2.  Der  Gesamtbetrag  der  ausgegebenen  Pfandbriefe  muß  in  Höhe 
des  Nennwerts  jederzeit  durch  Hypotheken  oder  Grundschulden  von  min- 
destens gleicher  Höhe  und  Zinsleistungen  gedeckt  sein  und  zwar  mindestens 
. zur  Hälfte  durch  unkündbare  Amortisatiousforderungen.  Bei  vorzeitiger 

Eückzahlung  unkündbarer  Forderungen  ($  7 ) dürfen  an  Stelle  derselben  bis 
zum  Ablauf  der  planmäßigen  Tilgungsperiode  kündbare  Hypotheken  und 
Grundschuldforderuiigen  oder  solche  mit  festen  Eückzahlungsterminen  zur 
Deckung  benutzt  werden. 

Die  Ausgabe  von  Pfandbriefen,  deren  Einlösungswert  den  Nennwert 
I übersteigt  (Zuschlags-Prämienpfandbriefe)  sowie  von  solchen  Pfandbriefen, 

I deren  Inhabern  ein  Kündigungsrecht  eingeräumt  ist,  ist  nicht  gestattet, 

i Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  dürfen 

' bei  einem  eingezahlten  Grundkapital  von  weniger  als  10  Millionen  nicht 

über  das  lö fache,  bei  einem  höheren  Betrage  nicht  über  das  20 fache 
des  bar  eingezahlten  Grundkapitals  an  Pfandbriefen  ausgeben. 

Aus  den  Pfandbriefen  muß  das  Wesentliche  des  zwischen  der  Hypo- 
thekenbank und  dem  Inhaber  bestehenden  Eechtsverhältnisses,  insbesondere 
inbetreff  der  Kündbarkeit  der  Pfandbriefe  ersichtlich  sein.  Die  Bank  darf 
auf  das  Eecht  zur  Kündigung  der  Pfandbriefe  nur  insoweit  verzichten, 
I ’ als  ihr  die  Kündbarkeit  der  zur  Unterlage  diendenden  Hypotheken  und 

Grundschuldforderungen  ausgeschlossen  ist.  Demgemäß  darf  die  Kündbar- 
keit der  Pfandbriefe  keinesfalls  für  einen  längeren  als  zehnjährigen  Zeit- 
raum ausgeschlossen  werden  (§  7). 

' § 3.  Die  Beleihung  von  Grundstücken  darf,  soweit  die  Hypotheken 

und  Grundschulden  als  Unterlage  der  Pfandbriefe  benutzt  werden,  nur 
nach  folgenden  Grundsätzen  erfolgen : 

1.  Die  Beleihung  ist  der  Eegel  nach  nur  zur  ersten  Stelle  zulässig; 
sie  darf 

a)  bei  ländlichen  Grundstücken  -,3, 

b)  bei  städtischen  Grundstücken  '2,  bei  besonders  gut  gelegenen 
Grundstücken  in  größeren  Städten  mit  normal  fortschreitender 
Entwickelung  ‘’/u,, 
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c)  bei  Weinbergen,  Wäldern  und  solchen  Liegenschaften,  deren  Ertrag 
auf  Anpflanzung  beruht,  und  deren  Wort  unter  Berücksichtigung 
dieser  Anpflanzung  abgeschätzt  ist.  '/a  des  ermittelten  Werts  nicht 
übersteigen. 

Im  Fall  der  Nr.  1 c kann,  wenn  die  dauernde  wirtschaftliche  Unter- 
haltung der  Anpflanzung  rechtlich  sichergestellt  ist,  die  Beleihung  bis 
zu  -/:t  des  Werts  erfolgen. 

2.  Die  bei  der  Beleihung  angenommene  Sicherheit  muH  sowohl  durch 
den  Ertrags-  als  auch  durch  den  Verkaufswert  des  belieheneii  Grundstücks 
v(dlkominen  gerechtfertigt  sein.  Bei  der  Abschätzung  sind  lediglich  die 
dauernden  Eigenschaften  des  zu  beleihenden  Grundstücks  und  der  Ertrag, 
den  das  Grundstück  bei  gewöhnlicher  Bewirtschaftung  in  den  Händen 
eines  jeden  Besitzes  gewähren  kann,  zu  berücksichtigen.  Insbesondere 
ist  bei  Beleihung  von  Fabriken  und  gewerblichen  Anlagen  nur  der  von 
der  jeweiligen  Benutzungsart  unabhängige,  dauernde  Wert  zu  berück- 
sichtigen. 

fl.  Bergwerke,  Steinbrüche,  Torfstiche  und  ähnliche,  einen  dauernden 
Ertrag  nicht  gewährende  Grundstücke,  sowie  Bauplätze  dürfen  überhaupt 
nicht  belieben  werden.  Darlehen  auf  Neubauten  dürfen  zur  Unterlage  von 
Pfandbriefen  erst  dann  benutzt  werden,  wenn  die  beliehenen  Baulichkeiten 
vollkommen  fertiggestellt  und  ertragsfähig  sind.  Die  nach  Vorstehendem 
zu  erlassenden  Vorschriften  über  die  Wertermittlung  sind  der  Aufsichts- 
behörde einzureichen. 

Der  Aufsichtsbehörde  ist  ferner  nach  deren  näherer  Anweisung  mit 
dem  jährlichen  Geschäftsabschluß  ein  Verzeichnis  der  vorgekommenen 
Beleihungen  vorzulegen,  aus  welchem  das  Verhältnis  der  angenommenen 
Beleihungswerte  zu  den  Grundsteuorreinerträgen  bew.  Gebäudesteueraus- 
zugswerten zu  ersehen  ist. 

^ 4.  Die  allgemeinen  Bedingungen  der  Darlehnsgewährung,  ins- 
besondere die  für  den  Fall  der  verzögerten  Zahlung  den  Schuldner  eines  Dar- 
lehns  treffenden  Nachteile  sind  im  Statut  anzugeben.  Die  von  den  Banken 
ausgegebenen  Darlehnsprospekte  und  Antragsformulare  müssen  sämtliche 
von  den  Schuldnern  zu  übernehmenden  Barverpflichtungen,  namentlich 
auch  in  Ansehung  der  sog.  Nebenleistungen  und  einer  etwaigen  Hinaus- 
schiebung des  Beginns  der  Tilgung  (§  0,2)  klar  ersehen  lassen. 

Die  Darlehnsvaluta  ist  den  Schuldnern  stets  in  barem  Gelde  zu  ge- 
währen. Zinsen  und  diesen  rechtlich  gleich.stehende  Leistungen  des 
Schuldners,  insbesondere  bei  A.  G.  und  K.  G.  a.  A.  die  unter  der  Bezeichnung 
Verwaltungskostenbeiträge  oder  ähnliche  vom  Schuldner  zu  entrichtende 
Beiträge,  dürfen  nur  in  Prozenten  des  jeweiligen  Darlehnsrests  erhoben 
werden.  Der  überschießende  Betrag  der  vereinbarten  Jahresleistung  ist 
zum  Zweck  der  Tilgung  zu  verwenden.  Auf  Verwaltungskostenbeiträge 
und  ähnliche  Leistungen,  die  insgesamt  den  Betrag  von  '4  *’,o  der  Schuld 
nicht  überschreiten,  Anden  die  vorstehenden  Bestimmungen  keine  An- 
wendung. 
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§ 5.  Die  Voraussetzungen,  unter  denen  die  Hypothekenbanken  be- 
rechtigt sein  sollen,  die  von  ihnen  unkündbar  gewährten  Darlehen  den 
Schuldnern  ausnahmsweise  aufzukündigen,  sind  im  Statut  festzusetzen. 
Der  Fall  der  Auflösung  der  Bank  darf  als  ein  solcher  Kündigungsgrund 
nicht  angenommen  werden. 

Bei  Verminderung  des  Werts  der  beliehenen  Grundstücke,  welcher 
ein  unwirtschaftliches  Verfahren  des  Besitzers  nicht  zugrunde  liegt,  des- 
gleichen bei  solchen  Abveräußerungen,  deren  Unschädlichkeit  nach  Maß- 
gabe der  betr.  gesetzlichen  Bestimmungen  von  der  zu.ständigen  Behörde 
bescheinigt  wird,  darf  ein  Kündigungsrecht  nur  in  dem  Betrage,  der  in  dem 
verminderten  Wert  des  Pfandobjekts  nicht  mehr  die  statutenmäßige 
Deckung  findet,  hinsichtlich  des  ganzen  Darlehiis  aber  nur  dann  ausbe- 
dungen werden,  wenn  der  gedeckt  bleibende  Betrag  nicht  mehr  den  ge- 
ringsten Satz  einer  zulässigen  Darlehnsbewilligung  erreicht. 

§ 0.  Bei  unkündbaren  Amortisationsdarlehn  muß  der  jährliche  Til- 
gungsbetrag  des  Schuldners  mindestens  '/-i  " der  Darlehnssumme  be- 
tragen. Der  Beginn  der  Amortisation  darf  höchsten  auf  1 0 Jahre  hinaus- 
gerückt werden. 

Die  Bank  ist  verpflichtet,  nach  Veröffentlichung  der  Jahresbilanz  jedem 
Schuldner  auf  Verlangen  mitzuteilen,  welcher  Betrag  am  Schluß  des  Vor- 
jahrs amortisiert  war.  Sie  ist  ferner  verpflichtet,  sobald  lü^fü  oder  bei 
eintretender  Veräußerung  des  Pfandobjekts  5 " o der  Schuld  getilgt  sind, 
auf  Verlangen  des  Schuldners  Quittung  und  Löschungsbewilligung  für  den 
getilgten  Betrag  zu  erteilen.  Die  Verpflichtung  zur  Fortzahlung  der  nach 
dem  ursprünglichen  Tilgungsplan  zu  entrichtenden  Jahresleistung  bleibt 
hierbei  unberührt,  soweit  nicht  mit  Zustimmung  beider  Teile  für  den  ver- 
minderten Schuldbetrag  ein  neuer  Tilgungsplan  abgeschlossen  wird. 

$ 7.  Jedem  Darlehnsnehmer  muß  urkundlich  das  Eecht  eingeräumt 
werden,  spätestens  zum  Ablauf  des  zehnten  Jahres  nach  der  Darlehns- 
aufnahme seine  Schuld  nach  voraufgegangener  Kündigung  ganz  oder  teil- 
weise in  bar  zurückzuzahlen.  Die  Kündigungsfrist  darf  0 Monate,  bei 
kündbaren  Darlehn  die  der  Bank  selbst  eingeräumte  Kündigungsfrist  nicht 
überschreiten. 

Abschlagszahlungen  von  weniger  als  lüOO  M.  ist  die  Bank  anzunehmen 
nicht  verpflichtet,  sie  ist  auch  befugt,  angebotene  Abschlagszahlungen 
nach  ihrem  Belieben  um  höchstens  1000  M.  zu  erhöhen  oder  zu  ermäßigen 
und  braucht  Teilzahlungen  nur  gegen  Einräumung  des  Vorrechts  für  den 
ungetilgten  Betrag  anzunehmen.  In  Ansehung  einer  nach  den  vorstehenden 
Bestimmungen  zulässigen  Eückzahlung  dürfen  Eückzahlungsprovisionen 
seitens  der  Bank  nicht  erhoben  und  die  Bestellung  einer  Kündigungt- 
kaution  nicht  gefordert  werden. 

§ S.  Für  die  Aufstellung  der  Bilanz  und  der  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung kommen  die  Vorschriften  des  Art.  31  und  lS5a  des  H.G.B. 
(IS.  Juli  1884)  mit  folgender  Maßgabe  zur  Anwendung: 

1.  In  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  ist  in  getrennten  Positionen 
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der  Betrag  der  eingegangeuen  Hypothekeuziiisen , der  Verwaltungs- 
kostenbeiträge und  der  etwaigen  sonstigen  Leistungen  der  Schuldner 
I Provisionen  usw.),  soweit  sie  nicht  Kapitalabtragung  sind,  anzuführen, 
ebenso  die  Höhe  der  von  der  Anstalt  gezahlten  Pfandbriefzinsen. 

2.  In  der  Bilanz  sind  in  gesonderten  Positionen  anzugeben; 

A.  unter  den  Aktiven 

a)  der  Betrag  der  zur  Deckung  der  Pfandbriefe  bestimmten  Hypo- 
theken und  Grundschuldforderungeu. 

b)  Die  Höhe  der  rückständigen  Jahresleistungen  der  Schuldner. 

(•)  Die  der  Bank  gehörigen  Grundstücke  nach  ihrer  Gesamtzahl 

und  unter  Ansatz  der  nach  Vorschrift  des  H.G.B.  (Art.  31,  IS5a,  23ha) 
zu  berechnenden  Werte. 

B.  unter  den  Passiven 

die  ausgegebenen  Pfandbriefe  nach  ihrem  Nennwert. 

3.  Das  gesamte  im  Berichtsjahre  bei  Regelung  von  Pfandbriefen 
entstandene  Disagio  und  die  durch  diese  Regelung  erwachsenen  Unkosten 
sind  zu  Lasten  des  Berichtsjahres  zu  verrechnen. 

4.  Wenn  im  Fall  der  Hinausrückung  der  Amortisation  (§  6,i)  die 
Tilgungsbeiträge  zugunsten  der  Banken  verrechnet  werden,  dürfen  diese 
Forderungen  in  der  Bilanz  nur  als  besondere  Aktivposten  eingestellt 
werden.  Dasselbe  gilt  von  sonstigen,  von  den  Darlehnsnehmern  besonders 
übernommenen  Neben leistungen  (für  die  Herstellung,  Abstempelung  und 
Regelung  der  Pfandbriefe.  Provisionen  usw.);  diese  Beträge  dürfen  den 
Schuldnern  höchstens  auf  10  Jahre  gestundet  werden. 

§ 0.  Aus  der  Bilanz  oder  dem  Geschäftsl)ericht  muß  hervorgeheii: 

1.  Der  Gesamtbetrag  der  den  Banken  zustehenden  ländlichen  und 
städtischen  Hypotheken-  bez.  Grundschulden. 

2.  Der  Gesamtbetrag  der  Amortisations-  sowie  der  ohiie  Amortisation 
gewährten  Darlehen. 

3.  Die  Zahl  der  gewährten  Darlehen. 

4.  Die  Zahl  der  Zwangsversteigerungen  und  Zwangsverwaltungen 
(getrennt  nach  ländlichen  und  städtischen),  an  denen  die  Gesellschaft  im 
Bericht^jahr  beteiligt  war. 

,ö.  Die  Zahl  der  Grundstücke,  die  die  Ge.sellschaft  im  Berichtsjahr 
hat  übernehmen  müssen,  sowie  die  Verluste  oder  Gewinne,  die  beim 
Wiederverkauf  der  erstandenen  Grundstücke  eingetreten  sind. 

6.  Die  einzelnen  Buchwerte  der  von  der  Gesellschaft  erstandenen 
und  noch  nicht  wieder  verkauften  Grundstücke. 

7.  Die  von  den  der  Gesellschaft  zustehenden  Jahresleistungen  vor- 
handenen Rückstände,  getrennt  nach  dem  Jahr  der  Fälligkeit. 

8.  Die  im  Berichtsjahr  im  Wege  der  regelmäßigen  Amortisation 
sowie  die  aus  andern  Gründen  erfolgten  Rückzahlnngen. 

§ 1 0,  Die  Bilanz  und  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  sind  ohne 
Verzug  im  Deutschen  Reichsanzeiger  und  den  sonst  durch  das  Statut 
hierzu  bestimmten  öffentlichen  Blättern  bekannt  zu  machen. 


Die  Nonuativbestimmungen  von  1S63  und  1803. 
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Von  den  Geschäftsberichten  nebst  Bilanz , Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung ist  jedem  Inhaber  von  Pfandbriefen,  der  dies  durch  Vorlegung 
des  Stücks  oder  Talons  bis  zum  Schluß  des  Geschäftsjahrs,  für  welches 
der  Bericht  gegeben  ist,  und  später  solange  der  Vorrat  reicht,  verlangt, 
ein  Druckexemplar  gegen  Zahlung  von  höchstens  50  Pf.  und  Erstattung 
der  Portokosten  zu  verabfolgen. 

§ 11.  Die  Aufsichtsbehörde  ist  befugt,  für  ständig  oder  für  einzelne 
Fälle  zur  Wahrnehmung  des  Aufsichtsrechts  einen  Kommissar  zu  ernennen. 
Derselbe  ist  insbesondere  befugt,  die  Gesellschaftsorgane  inkl.  der  General- 
versammlung gültig  zu  berufen,  ihren  Beratungen  beizuwohnen  und  jeder- 
zeit von  der  Kasse,  den  Büchern,  Rechnungen  und  sonstigen  Schriftstücken 
der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen. 


L 


Vita. 

Am  29.  Sept.  1S78  als  Sohn  des  Kaufmanns  Carl  Franken  in 
Elberfeld  geboren,  besuchte  ich  bis  Ostern  1890  die  Volksschule 
meiner  Vaterstadt.  Ostern  1890  trat  ich  in  die  Sexta  des  Gymna- 
siums zu  Elberfeld,  Ostern  1897  in  die  ünterimma  des  Gymnasiums 
zu  Barmen,  wo  ich  Ostern  1899  das  Zeugnis  der  Reife  erhielt, 
ln  den  beiden  folgenden  Jahren  absolvierte  ich  eine  praktische 
Lehrzeit  im  Elberfelder  Bankverein,  um  1901  meine  akademischen 
Studien  auf  der  Universität  Berlin  zu  beginnen.  Die  ersten  drei 
Semester  war  ich  in  Berlin,  das  vierte  in  Bonn,  das  fünfte  und 
sechste  in  Münster  immatrikuliert.  In  dieser  Zeit  hörte  ich  Vor- 
lesungen bei  den  Herren  Professoren: 

Berlin:  Schmoller,  Wagner,  Reinhold,  Brunner,  Lasson,  Thiele, 
Jastrow,  von  Wenckstern,  Bornhak,  Burchard,  Preuß,  von  Kauf- 
mann-Asser,  Köhler,  Sering,  Simmel,  Hintze,  Vierkandt. 

Bonn:  Dietzel,  Schumacher,  von  der  Goltz,  Zitelmann. 

Münster  i.W.:  Waentig,  von  Heckei,  von  Savigny,  Schreuer. 
Die  mündliche  Prüfung  bestand  ich  am  12.  Juli  1904. 


